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Vorbemerkung

Alle Schulen in Hamburg verfügen nach § 36 i.V.m. § 33 
Infektionsschutzgesetz (IfSG) über einen schulischen Hy­
gieneplan, in dem die wichtigsten Eckpunkte nach dem 
Infektionsschutzgesetz geregelt sind. Der vorliegende Mus­
ter-Corona-Hygieneplan basiert auf den Vorgaben des 
Infektionsschutzgesetzes und auf der Verordnung zur Ein­
dämmung der Ausbreitung des Corona-Virus SARS-COV-2 
in der Freien und Hansestadt Hamburg. Er enthält Anga­
ben über die zu treffenden technischen, organisatorischen 
und ggf. erforderlichen individuellen Maßnahmen zum 
Arbeitsschutz und ist von allen Hamburger Schulen ent­
sprechend ihrer schulischen Gegebenheiten zu operationa­
lisieren. Die Schule muss einen eigenen Hygieneplan nur 
dann und soweit aufstellen, als sie wegen räumlichen oder 
personeller Besonderheiten von diesem Musterhygieneplan 
abweichen muss.

Dieser Plan gilt ab dem 28. April 2021 bis zu dem Zeit­
punkt, zu dem die Behörde für Schule und Berufsbildung in 
Abstimmung mit der Behörde für Arbeit, Gesundheit, So­
ziales, Familie und Integration die Vorgaben an die allge­
meine Entwicklung der Corona-Pandemie anpasst.

Regelungen zum Einsatz des schulischen Personals und 
der Verwaltungsangestellten in Schulbüros mit höherem 
Risiko sind nicht Teil dieses Muster-Corona-Hygieneplans. 
Beachten Sie hierzu die Anlage 5 des Schreibens der Amts­
leitung vom 3. August 2020.

Schulleitungen sowie Pädagoginnen und Pädagogen 
gehen bei der Umsetzung der Hygienemaßnahmen mit 
gutem Beispiel voran und sorgen zugleich dafür, dass die 
Schülerinnen und Schüler die Hygienehinweise ernst neh­
men und umsetzen. Alle Beschäftigten der Schulen, alle 
Schülerinnen und Schüler sowie alle weiteren regelmäßig 
an den Schulen arbeitenden Personen sind darüber hinaus 
gehalten, sorgfältig die Hygienehinweise der Gesundheits­
ämter bzw. des Robert Koch-Instituts zu beachten. Über die 
Hygienemaßnahmen sind das Personal, die Schülerinnen 
und Schüler sowie die Erziehungsberechtigten auf jeweils 
geeignete Weise zu unterrichten.

Zuständig: Schulleitung

0. 	 Vorübergehende Einschränkung des Schulbetriebs
1.) Die Aufhebung der Präsenzpflicht wird für alle 

Schülerinnen und Schüler der allgemeinbildenden 
und berufsbildenden Schulen sowie der Schulen der 
Erwachsenenbildung zunächst bis zum 21. Mai 
2021 verlängert.

2.) Für die Anfertigung von Klausuren und die Durch­
führung von Prüfungshandlungen kann die Schule 
die persönliche Anwesenheit von Schülerinnen und 
Schülern anordnen.

1. 	 Durchführung des Schulbetriebs im Schuljahr 2020/21 
ab dem 28. April 2021
Die Monate des ausgesetzten Regelschulbetriebes 
waren für die Familien sowie die Kinder und Jugendli­
chen mit großen Belastungen verbunden. Das Lernen 
zu Hause unterscheidet sich erheblich vom Lernen in 
der Schule. Führende Virologen und Wissenschaftler 
weisen zudem darauf hin, dass Kinder und Jugendliche 
auch in ihrer sozialen und psychischen Entwicklung 

Schaden nehmen können, wenn sie sich nicht regelmä­
ßig mit Gleichaltrigen austauschen können und von 
ausgebildeten Pädagogen in ihrer Entwicklung geför­
dert werden. Für alle Kinder und Jugendlichen gilt 
unabhängig von ihren Lebensverhältnissen, dass 
Schule als Ort des Lernens und des sozialen Miteinan­
ders eine besondere Bedeutung für Bildung und Ent­
wicklung hat.

Auf Grundlage der Beschlüsse der Ministerpräsidenten 
mit der Bundeskanzlerin und unter Berücksichtigung 
der aktuellen Infektionslage Hamburgs werden ab dem 
17. Mai 2021 die Schülerinnen und Schüler der Jahr­
gangsstufen VSK, 1 bis 4 an den Grundschulen, die 
Jahrgangsstufen 5, 6 , 9, 10 und 13 an den Stadtteilschu­
len sowie die Jahrgangsstufen 5, 6, 10 und 12 an den 
Gymnasien in halbierten Klassen im Hybridunterricht 
in der Schule lernen. Der Wechselunterricht wird so 
organisiert, dass die Hälfte der Unterrichtsstunden in 
der Schule erteilt wird und durch Wahrung des 
Abstandsgebotes in den Unterrichtsräumen und in der 
Schule die Infektionsgefahr gesenkt wird.

An den Tagen ohne Präsenzunterricht können Kinder, 
die zu Hause nicht lernen können, weiterhin im Aus­
nahmefall die schulische Betreuung in Anspruch neh­
men. Es gelten die allgemeinen Hygieneregeln dieses 
Muster-Corona-Hygieneplans.

Auch an beruflichen Schulen sollen die Lerngruppen 
zur Sicherstellung des Abstandes halbiert werden. 
Berufliche Schulen können den Distanzunterricht bei­
behalten, wenn es entsprechende Konzepte und Ver­
einbarungen mit den Ausbildungsbetrieben gibt. Die 
speziellen Sonderschulen und die ReBBZ können mit 
den Eltern und der Schulbehörde flexible Modelle ver­
einbaren.

Zuständig: Schulleitung

1.1 	 Durchführung von Schnelltests für Laien bei allen an 
der Schule tätigen Personen

Allen an den Schulen tätigen Personen soll die Mög­
lichkeit eröffnet werden, sich dreimal in der Woche 
mittels eines Schnelltests für Laien zu testen. Die Teil­
nahme ist freiwillig. Überschreitet in der Freien und 
Hansestadt Hamburg an drei aufeinander folgenden 
Tagen die durch das Robert-Koch-Institut veröffent­
lichte Anzahl der Neuinfektionen mit dem Coronavi­
rus SARS-CoV-2 je 100 000 Einwohner innerhalb von 
sieben Tagen (Sieben-Tage-Inzidenz) den Schwellen­
wert von 100, so sind zwei Tests pro Woche für jede 
Lehrkraft verbindlich (§ 28 b BinfSchG).

Bei einem positiven Schnelltestergebnis gelten die Mel­
deverpflichtungen aus Kap. 15.

1.2	 Verpflichtende Schnelltest für Laien bei Schülerinnen 
und Schülern

Schülerinnen und Schüler, die Präsenzangebote an der 
Schule wahrnehmen, werden seit dem 6.4.2021 nur 
zugelassen, wenn sie zuvor am selben Tage unter Auf­
sicht der Schule einen Selbsttest mit negativem Ergeb­
nis durchgeführt haben oder einen PCR Test vorlegen, 
der § 10 d HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO ent­
spricht und nicht älter ist als 48 Stunden. Dies gilt 
nicht für Schülerinnen und Schüler der Vorschulklas­
sen. Verweigern Schülerinnen und Schüler eine Selbst­
testung, werden sie im Distanzunterricht unterrichtet.

Die Testpflicht umfasst mindestens zwei verpflicht­
ende Tests in jeder Kalenderwoche. Schülerinnen und 
Schüler, die durchgängig an Präsenzangeboten teilneh­
men, testen sich am Montag und am Mittwoch, andere 
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Schülerinnen und Schüler testen sich am ersten Tag 
ihrer Anwesenheit in jeder Kalenderwoche und am 
zweiten folgenden Tag der Woche, soweit dieser Tag 
ein Tag ist, an dem ein schulisches Angebot wahrge­
nommen wird. Besuchen Schülerinnen und Schüler im 
wöchentlichen Wechselunterricht den Präsenzunter­
richt, testen sie sich in der Präsenzwoche vier Mal, in 
der Distanzwoche findet keine verpflichtende Selbst­
testung statt.

Bei einem positiven Schnelltestergebnis gelten die Mel­
deverpflichtungen aus Kap. 15 sowie die Dokumentati­
onspflichten aus Kap. 14. Darüber hinaus ist keine 
personenbezogene Dokumentation der durchgeführten 
und negativ ausgefallenen Schnelltests durch die Schu­
len notwendig. Zu Monitoringzwecken ist allein der 
zahlenmäßige Verbrauch der Schnelltests zu erfassen 
und der BSB auf Abfrage zu melden.

2. 	 Abstands- und Kontaktregeln

2.1	 Abstands- und Kontaktregeln für Schülerinnen und 
Schüler

Schülerinnen und Schüler sollen angehalten werden, 
nach Möglichkeit Abstand zu wahren. Insbesondere ist 
darauf zu achten, dass unmittelbare körperliche Kon­
taktaufnahmen (z. B. Umarmungen, Händeschütteln, 
körperbetonte Sportaktivitäten in der Pause u. a.) 
soweit wie möglich vermieden werden.

Die Rechtsverordnung formuliert dies so:

„Beim Aufenthalt von Schülerinnen und Schüler auf 
dem Schulgelände, während des Unterrichtes und bei 
der Betreuung von Schülerinnen und Schülern sowie 
bei schulischen Veranstaltungen mit Schülerinnen und 
Schülern an anderen Orten soll auf die Wahrung des 
Abstandsgebots hingewirkt werden, soweit dies mit der 
Erfüllung der erzieherischen und didaktischen Auf­
gabe vereinbar ist und die räumlichen Verhältnisse dies 
zulassen“ (§ 23 Absatz 1 Satz 2 HmbSARS-CoV-2-Ein­
dämmungsVO).

Das allgemeine Abstandsgebot wird zur Sicherstellung 
des Unterrichts in Bezug auf das Lernen im Schulun­
terricht eingeschränkt. Schülerinnen und Schüler sol­
len deswegen ganz überwiegend in ihrer Klasse lernen. 
Um eine sinnvolle Unterrichtsgestaltung zu ermögli­
chen, ist das Abstandsgebot zwischen den Schülerin­
nen und Schülern im Unterricht in der Klasse sowie 
allen Lern-, Förder- und Ganztagsangeboten aufgeho­
ben.

Schülerinnen und Schüler können in besonderen Fäl­
len – beispielsweise in Wahlpflichtkursen, Arbeitsge­
meinschaften oder Oberstufenkursen – auch in weite­
ren Lerngruppen lernen, selbst wenn sie dann mit 
anderen Schülerinnen und Schülern in Kontakt kom­
men. Entscheidend ist, dass nur Schülerinnen und 
Schüler einer Jahrgangsstufe (Kohorte) in den ver­
schiedenen Lerngruppen zusammen lernen.

Auch im Ganztag gilt, dass Schülerinnen und Schüler 
aus einem Jahrgang bzw. einer Kohorte untereinander 
keinen Abstand einhalten müssen, Schülerinnen und 
Schüler aus verschiedenen Jahrgangsstufen bzw. ver­
schiedenen Kohorten dagegen den Abstand zu wahren 
haben.

Im Regelfall gilt wie beschrieben die entsprechende 
Jahrgangsstufe als Kohorte. Schulen können jedoch in 
besonderen Fällen andere Kohorten bilden. Ausnah­
men sind zulässig für Schulen mit jahrgangsübergrei­
fendem Lernen oder für sehr kleine, einzügige Grund­
schulen. Werden andere Kohorten als die Jahrgangs­

stufe gebildet, dürfen in diesem besonderen Fall die 
neuen Kohorten jeweils maximal 120 Schülerinnen 
und Schüler nicht überschreiten. Über diese und ggf. 
weitere Ausnahmen entscheidet die jeweilige Schulauf­
sicht.

Gleichwohl gilt, dass die Zahl der Kontakte zu anderen 
Schülerinnen und Schülern möglichst niedrig sein soll.

Nach sorgfältiger Abwägung kann in besonderen und 
begründeten Einzelfällen das Kohortenprinzip durch­
brochen werden. Diese Abweichung des Kohortenprin­
zips ist von der Schulaufsicht zu genehmigen und von 
der Schule zu dokumentieren. Alternativ müssen die 
Schülerinnen und Schüler einer solchen gemischten 
Lerngruppe untereinander den Mindestabstand von 
1,50 Metern einhalten. An GBS-Standorten gilt, dass 
die kohortenübergreifende Betreuung in den Randzei­
ten der Schulaufsicht anzuzeigen ist.

Außerhalb der Unterrichts- und Ganztagsangebote, 
zum Beispiel in den Pausen, auf den Wegen und beim 
Mittagessen sollte im Sinne der Verordnung zur Ein­
dämmung der Ausbreitung des Corona-Virus SARS-
COV-2 in der Freien und Hansestadt Hamburg darauf 
hingewirkt werden, dass das Abstandsgebot eingehal­
ten wird. Gleichwohl müssen die Schülerinnen und 
Schüler einer Jahrgangsstufe in den allgemeinbilden­
den Schulen untereinander den Mindestabstand nicht 
zwingend einhalten.

Zuständig: Schulleitung, pädagogisches Personal

2.2 	 Abstands- und Kontaktregeln für das schulische Perso­
nal

Das schulische Personal muss untereinander das 
Abstandsgebot einhalten, beispielsweise in Konferen­
zen, im Lehrerzimmer, im Schulbüro und bei Kontak­
ten mit Eltern. Auf Abstand ist insbesondere in den 
Schulbüros, im Lehrerzimmer und in Teeküchen zu 
achten.

Lehrkräfte und andere pädagogische Kräfte agieren 
grundsätzlich jahrgangs- bzw. kohortenübergreifend 
und können daher in verschiedenen Lerngruppen ein­
gesetzt werden.

Im Unterricht sollten Lehrkräfte und andere pädagogi­
sche Kräfte nach Möglichkeit den Abstand zu den 
Schülerinnen und Schülern einhalten. Hier ist ein 
Mindestabstand von 1,50 Metern jedoch nicht zwin­
gend erforderlich. Da die COVID-19-Erkrankung von 
der Dosis der Viren abhängt, ist es wichtig, dass ent­
sprechende Kontakte mit geringerem Abstand als 1,50 
Metern in ihrer zeitlichen Dauer beschränkt werden. 
Als hoch gilt die Wahrscheinlichkeit einer Infektion 
mit dem Coronavirus nach dem Robert-Koch-Institut 
erst dann, wenn eine Person in „kumulativ mindestens 
15-minütigem Gesichts- („face-to-face“) Kontakt z. B. 
im Rahmen eines Gesprächs“ zu einem an COVID-19- 
Erkrankten stand.

In einer besonderen Situation befinden sich Lehrkräfte 
und weitere Personen, die nicht nur kohorten-, sondern 
auch schulübergreifend eingesetzt werden müssen, z. B. 
Studienleiterinnen und -leiter oder Lehrkräfte der För­
derzentren. Es ist im Hygieneplan der Schulen darauf 
zu achten, dass die von dieser Gruppe ausgehende 
Infektionsgefahr für andere Personen durch Einhalten 
geeigneter Schutzmaßnahmen minimiert wird. Zudem 
muss der Einsatz dokumentiert sein, um im Infektions­
fall Kontakte nachverfolgen zu können (zur Dokumen­
tation siehe auch Kap. 14).

Zuständig: Schulleitung
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2.3 	 Maßnahmen zur Sicherstellung der Abstandregeln

Trotz der modifizierten Abstandsregeln soll der Schul­
alltag so organisiert werden, dass die Zahl der Kontakte 
zwischen Schülerinnen und Schülern zahlenmäßig auf 
ein niedriges Niveau und in jedem Fall auf die Jahr­
gangsstufe (Kohorte) beschränkt bleibt.

Die Schulen sorgen durch eine entsprechende Kom­
munikation dafür, dass die Abstands- und Hygienere­
geln allen Personen an der Schule bekannt sind. Sie 
sichern die Einhaltung der Abstandsregeln, indem sie 
mit den Schülerinnen und Schülern diese Regeln ler­
nen und einüben.

In ihrem schuleigenen Hygieneplan beschreiben die 
Schulen Maßnahmen, mit denen sie die Einhaltung der 
Regeln sicherstellen.

In jedem Fall stellen die Schulen durch entsprechende 
Wegekonzepte, durch feste Aufenthaltsbereiche auf 
den Pausen- und Schulhöfen und durch weitere Rege­
lungen für die Pausen und das Mittagessen sicher, dass 
die Zahl der Kontakte zwischen Schülerinnen und 
Schülern auf ein niedriges Niveau und auf die Jahr­
gangsstufe (Kohorte) beschränkt bleibt und die 
Abstände eingehalten werden.

Darüber hinaus können Schulen beispielsweise dort, 
wo es möglich ist, versetzte Anfangs- und Pausenzeiten 
festlegen. Die Entscheidung darüber trifft die Schule 
unter Abwägung ihrer organisatorischen Möglichkei­
ten. Voraussetzung ist, dass der Präsenzunterricht nach 
Stundentafel durch diese Maßnahme nicht einge­
schränkt wird.

Aufsichtspflichten müssen im Hinblick auf veränderte 
Pausensituationen und die neuen Verhaltens- und 
Hygieneregelungen angepasst werden (geöffnete Fens­
ter, körperliche Auseinandersetzungen zwischen Schü­
lerinnen und Schülern, „tote“ Ecken im Schulgelände).

Zuständig: Schulleitung und schulisches Personal

3. 	 Das Tragen von medizinischen Masken

Durch das Tragen von medizinischen Masken werden 
Tröpfchen, die z. B. beim Sprechen, Husten oder Nie­
sen ausgestoßen werden, abgefangen. Als Standard gilt 
dabei die sog. OP-Maske, das Tragen von CPA, KN 95, 
FFP 2 ist freiwillig. Das Risiko, eine andere Person 
durch Husten, Niesen oder Sprechen anzustecken, wird 
so deutlich verringert (Fremdschutz).

Alle Personen müssen an den Schulen bis auf Weiteres 
eine medizinische Maske tragen („Maskenpflicht“). 
Die Maskenpflicht gilt insbesondere während der 
Unterrichts- und Ganztagsangebote, in den Fluren 
sowie auf den Zuwegungen. Von dieser grundsätzli­
chen Regelung gibt es folgende Ausnahmen:

1. 	 Ausgenommen von der Maskenpflicht sind die 
Schülerinnen und Schüler der Vorschulklassen.

2. 	 Ausgenommen von der Maskenpflicht sind alle Per­
sonen an den Schulen in der Zeit, in der sie in einem 
Büro an einem festen Arbeitsplatz arbeiten und 
zusätzlich untereinander den Mindestabstand ein­
halten. Das gilt beispielsweise für das Schulsekreta­
riat oder das Lehrerzimmer, aber auch für Elternge­
spräche, Elternabende und Schulkonferenzen in 
geeigneten Schulräumen (siehe auch Kap. 2.2).

3. 	 Ausgenommen von der Maskenpflicht sind Schüle­
rinnen und Schüler, die an einem festen Platz in der 
Schulkantine oder einem Klassenraum das Essen 
einnehmen (zur Mittagessenversorgung siehe auch 
Kap. 8).

4. 	 Eine Befreiung einzelner Schülerinnen und Schüler 
oder Beschäftigter von der Maskenpflicht kann die 
Schulleitung nur auf der Grundlage eines aktuellen 
qualifizierten ärztlichen Attestes erteilen. Dabei 
genügt es nicht, wenn ein Arzt attestiert, die oder 
der Betroffene sei „aus gesundheitlichen Gründen“ 
nicht in der Lage, eine Maske zu tragen. Vielmehr 
muss sich aus dem Attest nachvollziehbar ergeben, 
welche gesundheitlichen Beeinträchtigungen auf­
grund der Verpflichtung zum Tragen einer medizi­
nischen Maske in der Schule zu erwarten sind. 
Relevante Vorerkrankungen sind im Attest zu 
benennen. Ein qualifiziertes Attest muss darüber 
hinaus zweifelsfrei erkennen lassen, dass

– 	ein zugelassene Ärztin bzw. ein zugelassener Arzt

– 	 im Rahmen einer persönlichen Untersuchung 
der Patientin/des Patienten

– 	ein ordnungsgemäßes Attest (Name Patient, 
Stempel Praxis, Datum etc.)

	 erstellt hat. Entspricht ein Attest den o.g. Vorgaben, 
so ist es zu akzeptieren und durch die Schulleitung 
mit der oder dem Betroffenen abzustimmen, wie 
eine Teilnahme am Unterricht bzw. ein Einsatz an 
Schule erfolgen kann, ohne dass von ihr bzw. ihm 
eine Ansteckungsgefahr ausgeht.

5. 	 Ausgenommen von der Maskenpflicht ist ferner der 
Aufenthalt im Freien in den Pausen. Voraussetzung 
dafür ist, dass die Schülerinnen und Schüler in den 
Pausen weiterhin nach Jahrgangsstufen (bzw. soge­
nannten Kohorten) getrennt sind und insbesondere 
die Schulbeschäftigten darauf achten, dass sie selbst 
den Mindestabstand gegenüber Schülerinnen und 
Schülern sowie anderen Schulbeschäftigten einhal­
ten.

6. 	 Ausnahmen von der Maskenpflicht gelten für den 
Theater- und Musik- sowie den Sportunterricht (für 
Praxisphasen mit hoher Herz-Kreislauf-Belastung). 
Hier darf die Maske abgenommen werden, wenn ein 
Mindestabstand von 2,5 Metern in geschlossenen 
Räumen bzw. ein Mindestabstand von 1,5 Metern 
im Freien eingehalten werden kann.

7. 	 Schülerinnen und Schülern dürfen in allen Prüfun­
gen, Präsentationen und Klausuren dann die Maske 
abnehmen, wenn ein Mindestabstand von 1,5 
Metern eingehalten werden kann.

8. 	 Eine Ausnahme für das schulische Personal von der 
Maskenpflicht bezieht sich auf Unterrichtsphasen 
insbesondere in der Grundschule, die dem Spra­
cherwerb oder dem Lese-Schreiblernprozess die­
nen. Hier ist das temporäre Ablegen der Maske 
möglich, wenn der Abstand von 1,5 Metern zu allen 
Schülerinnen und Schülern gewahrt wird und alle 
weiteren Hygienemaßnahmen, insbesondere das 
Lüften, eingehalten werden. Eine Plexiglasscheibe 
am Pult kann darüber hinaus zusätzlichen Schutz 
bieten.

Die Schule weist alle Beteiligten, insbesondere die Sor­
geberechtigten sowie die Schülerinnen und Schüler, 
auf die Maskenpflicht hin und erklärt die Regeln für 
das Tragen auf dem Schulgelände. Wichtig sind ent­
sprechende Hinweistafeln oder -plakate an den Schul­
eingängen.

Die Schule achtet darauf, dass die Schülerinnen und 
Schüler, die schulischen Beschäftigten sowie alle weite­
ren Personen die Regeln an den Schulen einhalten. 
Werden die Regeln nicht eingehalten, ergreift die 
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Schule zur Durchsetzung der Regeln die entsprechen­
den Maßnahmen wie bei anderen Disziplinverstößen 
auch.
Jede Schule hat von der Schulbehörde sog. OP-Masken, 
Corona-Pandemie-Atemschutzmasken (CPA), KN 95- 
Masken sowie bei besonderem Bedarf FFP 2-Masken 
erhalten. Die Beschäftigten sind verpflichtet, als Stan­
dard eine sog. OP-Maske zu tragen. Das Tragen einer 
CPA, KN 95-Maske oder FFP 2-Maske ist freiwillig.
Schulexterne sowie Eltern tragen während der Schul­
zeit im Schulgebäude grundsätzlich eine medizinische 
Maske (zum Zugang schulfremder Personen siehe auch 
Kap. 12).

4. 	 Umgang mit Schülerinnen und Schülern mit erhöh-
tem Risiko
Für alle Schülerinnen und Schüler gilt ohne Ein­
schränkung die Schulpflicht. Die Schulpflicht umfasst 
die lückenlose Teilnahme am Präsenzunterricht (Prä­
senzpflicht).
Bei Schülerinnen und Schülern, die unter Vorerkran­
kungen mit besonderer Risikolage leiden, sind beson­
dere Schutzmaßnahmen zu treffen. Dieses gilt auch für 
gesunde Schülerinnen und Schüler, die in häuslicher 
Gemeinschaft mit Personen mit besonderen Gesund­
heitsrisiken leben. Die besondere Gefährdung ist durch 
ein qualifiziertes ärztliches Attest oder einen Schwer­
behinderten- bzw. Transplantationsausweis nachzu­
weisen. Hinsichtlich der Inhalte des qualifizierten 
Attests wird auf die unter Ziffer 3.4 genannten Anfor­
derung verwiesen. Schutzmaßnahmen können z. B. das 
Tragen einer FFP-2-Maske, die gesonderte Platzierung 
im Klassenraum, Einsatz von Plexiglaswänden, Aus­
schluss von Gruppenarbeiten, abweichende Pausenzei­
ten und ähnliches sein.
Sollte ein Attest aus Sicht der Schulleitung die o. g. 
Bedingungen nicht eindeutig erfüllen und beispiels­
weise als Grund für die Entschuldigung nur das Alter 
eines Elternteils angegeben sein, sollte den Erziehungs­
berechtigten mitgeteilt werden, dass das Attest nicht 
eindeutig im Sinne der Vorgaben und durch ärztliches 
Attest zu spezifizieren ist. Sollte es zu keiner einver­
nehmlichen Lösung kommen, kann über die regionale 
Schulaufsicht Kontakt zur Rechtsabteilung der BSB 
aufgenommen werden, die dann im weiteren Verfahren 
berät.
Liegt nach Eindruck der Schule eine besondere Belas­
tungssituation in der Familie vor, die ggf. durch Ängste 
noch verstärkt wird und sich auch darin ausdrückt, 
dass Sorgeberechtigte ihre Kinder zu Hause behalten 
möchten, wird empfohlen, das zuständige ReBBZ bera­
tend einzubinden.
Vorrangig sind immer mildere Mittel als der Aus­
schluss vom Präsenzunterricht zu wählen, im Einzelfall 
wird es dennoch Schülerinnen und Schüler geben, bei 
denen eine Gefährdung durch Schutzmaßnahmen wäh­
rend des Präsenzunterrichts nicht hinreichend begrenzt 
werden kann. Diese Schülerinnen und Schüler müssen 
vorübergehend vom Präsenzunterricht befreit werden.

5. 	 Persönliche Hygiene
Das Coronavirus ist von Mensch zu Mensch übertrag­
bar. Der Hauptübertragungsweg ist die Tröpfchenin­
fektion. Hierbei wird zwischen Tröpfchen und Aeroso­
len unterschieden, wobei der Übergang fließend ist. 
Während insbesondere größere Tröpfchen schnell zu 
Boden sinken, können Aerosole auch über einen länge­
ren Zeitraum in der Luft schweben, siehe auch Kap. 6.2. 

Die Tröpfcheninfektion erfolgt vor allem direkt über 
die Schleimhäute der Atemwege. Darüber hinaus ist 
eine Übertragung auch indirekt über kontaminierte 
Hände möglich, wenn sie mit Mund- oder Nasen­
schleimhaut sowie die Augenbindehaut in Kontakt 
gebracht werden. Für einen wirkungsvollen Infektions­
schutz sind vor allem die in den folgenden Kapiteln 
dargestellten Maßnahmen zu beachten.

5.1	 Umgang mit Symptomen
Personen mit Corona-typischen Krankheitssympto­
men (akute Atemwegserkrankungen, Husten, Fieber), 
die nicht durch eine chronische Erkrankung zu erklä­
ren sind, dürfen die Schulen nicht betreten. Dieses 
Verbot umfasst alle Personengruppen, die eine Schule 
betreten wollen.
Bei Auftreten von Symptomen während der Unter­
richtszeit sind die betreffenden Schülerinnen und 
Schüler zu isolieren und die Eltern zu informieren. 
Zusätzlich sind in diesem Fall das Datum, der Name 
des Kindes sowie eine Zuordnung der Erkrankung zu 
den Kategorien „Erkältungssymptome“, „Bauch­
schmerzen/Übelkeit“, „Allgemeine Schmerzen“, 
„Sonstiges“ zu notieren, bei der Schulleiterin oder dem 
Schulleiter gesichert aufzubewahren und nach vier 
Wochen zu vernichten, (zur Dokumentation siehe auch 
Kap. 14)
Zuständig: Schulleitung

5.2	 Allgemeine Regeln zur persönlichen Hygiene
–	 Mit den Händen nicht in das Gesicht fassen, insbe­

sondere die Schleimhäute nicht berühren, d. h. 
nicht an Mund, Augen und Nase fassen.

–	 Keine Berührungen, Umarmungen und kein Hän­
deschütteln.

–	 Gründliche Händehygiene (z. B. nach dem Naseput­
zen, Husten oder Niesen) durch
a) 	Händewaschen mit Seife für 20 – 30 Sekunden 

(siehe auch https://www.infektionsschutz.de/
haendewaschen/) oder

b) 	 Händedesinfektion: Über Schulbau 
Hamburg sind alle staatlichen Hamburger Schu­
len flächendeckend mit Handdesinfektionsmit­
teln und entsprechenden Spender ausgestattet 
worden. Das sachgerechte Desinfizieren der 
Hände ist dann sinnvoll, wenn ein gründliches 
Händewaschen nicht möglich ist. Dazu muss 
Desinfektionsmittel in ausreichender Menge in 
die trockene Hand gegeben und bis zur vollstän­
digen Abtrocknung ca. 30 Sekunden in die Hände 
einmassiert werden. Dabei ist auf die vollständige 
Benetzung der Hände zu achten (siehe auch www.
aktion-sauberehaende.de).

–	 Husten- und Niesetikette: Husten und Niesen in 
die Armbeuge gehören zu den wichtigsten Präventi­
onsmaßnahmen! Beim Husten oder Niesen größt­
möglichen Abstand zu anderen Personen halten, am 
besten wegdrehen.

–	 Atemwege schützen: Alle Personen an den Schulen 
achten darauf, die Atemwege durch das Tragen 
einer medizinischen Maske zu schützen. Zu den 
genaueren Ausführungsbestimmungen siehe Kap. 3.

Zuständig: Jede Einzelperson

6. 	 Raumhygiene
Neuere Erkenntnisse der Wissenschaft verweisen dar­
auf, dass das Risiko durch Aerosolübertragung eine 
stärkere Bedeutung hat als bislang angenommen, wäh­
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rend das Risiko der Schmierinfektion geringer ist als 
bisher angenommen. Weiterhin überragende Bedeu­
tung hat die Übertragung der Krankheit durch Tröpf­
cheninfektion (Husten, Niesen, Sprechen), siehe Kap. 
5. Grundsätzlich gilt, dass die Schulgemeinschaft in der 
Zeit der Pandemie besonders darauf achtet, die Schule 
sauber zu halten und die Hygieneregeln zu befolgen. 
Insbesondere achten die aufsichtspflichtigen Lehr­
kräfte auf das regelmäßige Lüften (siehe Kap. 6. 2.), die 
fachgerechte Entsorgung des Mülls und auf die Einhal­
tung der Sauberkeit in den Sanitärräumen. Die Auf­
sichtszeiten und das Aufsichtsmanagement sind ent­
sprechend anzupassen.

6.1	 Raumkonzept

Um das Infektionsrisiko gering zu halten, wird der 
Schulbetrieb so organisiert, dass möglichst viele Räume 
ausschließlich von Schülerinnen und Schülern einer 
Kohorte und nur möglichst wenige Räume (beispiels­
weise Fachräume an den weiterführenden Schulen) von 
Schülerinnen und Schülern verschiedener Jahrgangs­
stufen/Kohorten genutzt werden. In der Regel sollte 
jede Lerngruppe möglichst oft einen eigenen festen 
Raum nutzen, der von keiner anderen Lerngruppe 
genutzt wird.

Abweichend davon können Schulen mit einem Kabi­
nettsystem in begrenztem Umfang Ausnahmen vom 
Raumkonzept mit der jeweiligen Schulaufsicht verein­
baren.

Zuständig: Schulleitung

6.2	 Lüftung der schulischen Räumlichkeiten

Wichtig ist das regelmäßige und richtige Lüften in 
allen schulischen Räumen, da frische Luft eine der 
wirksamsten Maßnahmen ist, potenziell virushaltige 
Aerosole aus Innenräumen zu entfernen.

Folgende Vorgaben sind zu beachten:

–	 Es soll in jeder Unterrichtspause intensiv bei weit 
geöffneten Fenstern unter Aufsicht quer- oder stoß­
gelüftet werden.

–	 Es soll möglichst eine Querlüftung stattfinden, das 
heißt Lüften mit weit geöffneten Fenstern bei 
gleichzeitig geöffneter Tür und im Flur ebenfalls 
geöffneten Fenstern.

–	 Brandschutztüren können zum Querlüften kurzzei­
tig geöffnet und anschließend wieder geschlossen 
werden.

–	 Stoßlüften bedeutet, dass die Fenster vollständig 
geöffnet werden, eine Kipplüftung reicht nicht aus.

–	 Für den Unterricht gilt als Grundregel, dass alle 20 
Minuten eine knapp fünfminütige Quer- oder Stoß­
lüftung durchgeführt wird, bis es zu einem spürba­
ren Luftaustausch kommt.

–	 Aus Sicherheitsgründen verschlossene Fenster 
müssen für die Lüftung unter Aufsicht einer Lehr­
kraft geöffnet werden.

–	 Kommt es während des Unterrichts bei geschlosse­
nen Fenstern bei einzelnen Personen zu wiederhol­
tem Niesen oder Husten, sollte zusätzlich unmittel­
bar bei weit geöffneten Fenstern gelüftet werden.

–	 Sind raumlufttechnische Anlagen in den Schulen 
vorhanden, sollten diese möglichst durchgehend 
mit Frischluftzufuhr in Betrieb sein. Umluftbetrieb 
ist zu vermeiden.

–	 Die vorgenannten Lüftungsregeln gelten auch, 
wenn mobile Luftreinigungsgeräte in Unterrichts­
räumen installiert sein sollten. Nach Einschätzung 
von Experten ersetzen Raumluftreiniger keine Lüf­
tung durch das Fenster.

Die Vorgaben zum regelmäßigen Quer- oder Stoßlüften 
gelten auch für alle weiteren schulischen Räumlichkei­
ten wie beispielsweise das Lehrerzimmer und das 
Schulbüro. Die Schule regelt die Umsetzung in eigener 
Verantwortung entsprechend der räumlichen Gegeben­
heiten. Zur Lüftung in schulischen Kantinen wird auf 
die Vorgabe in Kap. 8 verwiesen.

Zuständig: Schulleitungen/pädagogisches Personal

6.3	 Reinigung an Schulen

Für die Reinigung gelten grundsätzlich die Leistungs­
beschreibung für Gebäude-, Glas- und Fensterrahmen­
reinigung – in den von der Freien und Hansestadt 
Hamburg genutzten Gebäuden – (Ausgabe 2016) und 
die Reinigungspläne für Schulen und Sporthallen 
(Stand: 8. Juli 2016).

Da die große Sorge vor einer Übertragung durch 
Gegenstände (Klassenbücher, Schulbücher, Hefte) zu 
relativieren ist, können die entsprechenden Vorschrif­
ten und schuleigenen Regelungen gelockert werden.

Darüber hinaus werden die Reinigungsintervalle 
moderat an die früheren Regelungen angepasst, wobei 
die Schülerinnen und Schüler wie gewohnt die Stühle 
am Ende des Schultages auf die Tische stellen und den 
Klassenraum besenrein hinterlassen. Die Maßnahmen 
verpflichten gleichzeitig die Schulgemeinschaft, auf 
Sauberkeit besonders in den Sanitärbereichen zu ach­
ten.

Bis auf weiteres erfolgen höhere Reinigungsintervalle 
der sanitären Anlagen. Ergänzend wird jeder Schule 
eine täglich präsente und verfügbare Reinigungskraft 
für Ad-hoc-Maßnahmen zugewiesen.

Bei Fachräumen und Sporthallen, die durch unter­
schiedliche Kohorten genutzt werden, sollten neben 
einer regelmäßigen Lüftung Handkontaktpunkte bei 
der Reinigung gesondert berücksichtigt werden. Eine 
routinemäßige Flächendesinfektion wird in Schulen 
auch in der jetzigen COVID-Pandemie durch das RKI 
nicht empfohlen. Auch hier ist die angemessene Reini­
gung völlig ausreichend.

Wird eine Desinfektion im Einzelfall durch das zustän­
dige Gesundheitsamt als notwendig erachtet, so ist 
diese durch ein professionelles Reinigungsunterneh­
men entsprechend der Handlungsempfehlung der Leit­
stelle Gebäudereinigung durchzuführen.

Zuständig: Schulbau Hamburg bzw. Gebäudemanage­
ment Hamburg bzw. HEOS/Leitstelle Gebäudereini­
gung der FB

6.4	 Hygiene im Sanitärbereich

In allen Toilettenräumen müssen ausreichend Sei­
fenspender, Einmalhandtücher oder Stoffhandtuchrol­
len aus retraktiven Spendersystemen bereitgestellt und 
regelmäßig aufgefüllt bzw. gewartet werden. Die ent­
sprechenden Auffangbehälter für Einmalhandtücher 
und Toilettenpapier sind vorzuhalten.

Toilettenbecken, Urinale, Toilettensitze, Armaturen 
und Waschbecken werden an Grund- und weiterfüh­
renden Schulen zweimal täglich gereinigt. Die Reini­
gung der Wände, Böden und die Entleerung der Papier­
behälter erfolgt nach Bedarf.
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An berufsbildenden Schulen erfolgt die Reinigung ein­
mal täglich. Eine zweite Reinigung erfolgt durch eine 
Tageskraft nach Augenscheinnahme (Sichtreinigung). 
Handkontaktpunkte in Sanitärbereichen sollten bei 
der Reinigung gesondert berücksichtigt werden.

Zuständig: Schulbau Hamburg/Gebäudemanagement 
Hamburg bzw. HEOS/ Leitstelle Gebäudereinigung 
der FB

7. 	 Infektionsschutz in den künstlerischen Fächern und 
in Sport

Wie in allen anderen Fächern finden auch der Unter­
richt in den künstlerischen Fächern und der Sportun­
terricht im Klassenverband oder in klassenübergreifen­
den Lerngruppen, jedoch nicht in jahrgangsübergrei­
fenden Lerngruppen statt (Ausnahmen siehe Kap.2.1.). 
Grundsätzlich gelten daher im Unterricht die modifi­
zierten Abstandsregeln (s.o.). Dennoch sind Unter­
richtssituationen mit direktem Körperkontakt zwi­
schen den Schülerinnen und Schülern weitestgehend 
zu vermeiden, um das Risiko einer Tröpfcheninfektion 
oder Ansteckung über Aerosole möglichst gering zu 
halten. Zu den einschlägigen MNB-Regelungen siehe 
Kapitel 3. Zudem gelten für die einzelnen Fächer fol­
gende besondere Regelungen:

Musik

Abweichend von den oben aufgeführten Regelungen 
zum Mindestabstand sind beim Gesang, beim Spielen 
von Blasinstrumenten und beim Tanz bis auf weiteres 
auch zwischen Schülerinnen und Schülern einer Klasse 
oder einer Jahrgangsstufe ein Mindestabstand von 2,50 
Metern einzuhalten. Wenn dieser Sicherheitsabstand 
eingehalten wird, kann in musikpraktischen Phasen 
die Maske abgesetzt werden. Bei den musikpraktischen 
Angeboten sind die allgemeinen Hygieneregeln beson­
ders zu beachten.

Theater

Um Körperkontakt zu vermeiden, müssen im Theater­
unterricht andere Ausdrucksformen der Körperlich­
keit gefunden werden; es werden zudem immer nur 
wenige Personen gleichzeitig im Raum und auf der 
Bühne agieren können. Außerdem gilt für das Spre­
chen im Chor bis auf weiteres ein Mindestabstand von 
2,50 Metern.

Sport

Unterrichtssituationen mit direktem Körperkontakt 
sind weitestgehend zu vermeiden. Die körperbetonten 
Bewegungsfelder „Spielen“ sowie „Kämpfen und Ver­
teidigen“ können derzeit nicht bzw. nur eingeschränkt 
unterrichtet werden. Denkbar sind in diesen Bewe­
gungsfeldern vor allem Technik-, Demonstrations- und 
Gestaltungsaufgaben sowie Aufgaben mit Schwerpunkt 
auf individual taktischem Verhalten. Wettkämpfe oder 
wettkampfnahe Aufgaben sind in den Sportarten Fuß­
ball, Handball, Basketball, Volleyball, Hockey, Squash, 
Judo, und Standardtanz nicht zulässig.

Schwimmen

Im Schwimmunterricht muss zu Angehörigen der eige­
nen Lerngruppe im Wasser und in den weiteren Räum­
lichkeiten der Schwimmbäder kein Mindestabstand 
eingehalten werden. Der Mindestabstand zu Personen, 
die nicht der eigenen Lerngruppe angehören, beträgt 
im Wasser 2,50 Meter, im Übrigen 1,50 Meter.

Zuständig: Bäderland Hamburg, Fachlehrkräfte

8. 	 Mittagessen und Trinkwasserversorgung

Allgemein zugängliche Trinkwasserspender können 
wieder in Betrieb genommen werden. Dabei sollen 
Schülerinnen und Schüler darauf hingewiesen werden, 
dass sie vor Benutzung die Hände waschen. Ergänzend 
wird die mehrfach tägliche Reinigung der Handkon­
taktpunkte empfohlen.

Die gemeinschaftliche Nutzung der Kantinen ist für 
alle Jahrgangsstufen ohne Beachtung des Mindestab­
standes zwischen Schülerinnen und Schülern einer 
Kohorte möglich. Dazu ist es empfehlenswert, dass die 
Essenspausen nach Kohorten getrennt organisiert wer­
den.

Buffets zur Selbstbedienung dürfen gemäß § 15 der 
Verordnung zur Eindämmung des Coronavirus SARS-
CoV-2 vom 25. August 2020 ab dem 1. September 2020 
wieder angeboten werden.

Folgende Hygienemaßnahmen sind zwingend zu 
beachten, wenn Buffets angeboten werden bzw. Schüler­
innen und Schüler kohortenübergreifend zur Mittags­
pause gehen:

–	 Definierte Wegeführung („Einbahnstraßenprin­
zip“)

–	 Ausreichenden Abstand zwischen den Personen bei 
der Aus- und Abgabe sowie der Essenseinnahme 
sicherstellen (mind. 1.5 m)

–	 Abstand durch entsprechende Aufstellung/Reduzie­
rung von Stühlen und Tischen sicherstellen

–	 Vor dem Essen Hände mit Wasser und Seife ausrei­
chend lange waschen (mindestens 30 Sekunden). 
Das gründliche Händewaschen hat immer Priorität. 
Als zweite Möglichkeit kann Handdesinfektions­
mittel für eine hygienische Händedesinfektion 
genutzt werden.

–	 Schülerinnen und Schüler (mit Ausnahmen VSK) 
tragen eine medizinische Maske bis sie ihren 
Essplatz eingenommen haben.

–	 Bei Buffets werden die Vorleger/Auffülllöffel beim 
Wechsel der Kohorten bzw. der zum Essen gehen­
den Gruppen ausgewechselt.

–	 Auf den Abstand in Warteschlangen an Kassen, 
Ausgaben oder Automaten durch Markierungen auf 
dem Boden und Aufsteller aufmerksam machen

–	 Bedienpersonal an Kassen oder der Ausgabe durch 
mechanische Barrieren (z. B. Acrylglas) schützen

–	 Regelmäßige Stoßlüftung bspw. alle 30 Minuten, je 
nach Fenstergröße auch häufiger

Die Möglichkeit des getrennten Essens der Lerngrup­
pen in den jeweiligen Unterrichtsräumen über abge­
packte Essenslieferungen oder Lunchpakete sind in 
Abstimmung mit den Caterern weitere Möglichkeiten, 
um die Mittagessensversorgung sicherzustellen.

Zuständig für Trinkwasserspender: Schulleitung/Ham­
burg Wasser

Zuständig für Kantinenbetrieb: Schulleitung in 
Abstimmung mit dem Caterer

9. 	 Infektionsschutz im Schulbüro

Alle dargestellten Hygienemaßnahmen gelten selbst­
verständlich auch für die Schulbüros. Ergänzend haben 
die Schulen die Möglichkeit, Plexiglasscheiben im 
Empfangsbereich als sog. „Spuckschutz“ installieren zu 
lassen. Diese werden aus den Schulbudgets finanziert.

Zuständig: Schulleitung/Schulhausmeister
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10. 	 Infektionsschutz bei der Ersten Hilfe

An erster Stelle steht immer die Sicherheit der Ersthel­
fenden. Wenn möglich, sollte der Mindestabstand von 
1,5 m zu anderen Personen gewahrt werden. Zur Mini­
mierung des gegenseitigen Ansteckungsrisikos für die 
ersthelfende und die hilfebedürftige Person sollte von 
beiden eine medizinische Maske getragen werden. 
Wenn direkter körperlicher Kontakt notwendig ist, 
sollten Ersthelfende Einmalhandschuhe tragen.

Bei der Herz-Lungen-Wiederbelebung sollte für die 
Beatmung unterbleiben, die isolierte Herzdruckmas­
sage ist dann ausreichend. Falls eine Beatmungsmaske 
mit Ventil unmittelbar zur Verfügung steht, sollte diese 
verwendet werden.

Nach der Erste-Hilfe-Leistung sollten die Hände 
gründlich gewaschen und optimaler Weise ergänzend 
desinfiziert werden. Hierfür ist Händedesinfektions­
mittel, möglichst beim Erste-Hilfe-Material, zur Ver­
wendung durch Ersthelfende bereitzuhalten.

Zuständig: Schulleitung/Hausmeister

11. 	Konferenzen und Versammlungen

Schulinterne Konferenzen und Arbeitsgruppensitzun­
gen der Beschäftigten sind im Schuljahr 2020/21 
zunächst auf das absolut notwendige Maß zu beschrän­
ken, um die vollständige Umsetzung des Unterrichts 
nach Stundentafel, die Priorität genießt, sicherzustel­
len.

Sitzungen der schulischen Gremien sowie weitere 
schulische Veranstaltungen (wie z. B. Elternabende) 
finden regelhaft unter Einhaltung der Hygienevor­
schriften statt, siehe auch Kapitel 2 und 3. Hierzu gehö­
ren auch Findungsverfahren.

Die Schulleitungen prüfen, ob die Anzahl und Dauer 
der schulischen Gremiensitzungen vorübergehend 
reduziert werden müssen, dabei sind die Vorgaben des 
Schulgesetzes einzuhalten. Um die Durchführung der 
Gremiensitzungen zu sichern, soll auch die Form der 
Videokonferenz geprüft werden.

Zuständig: Schulleitung

12. 	Zugang von Eltern und schulfremden Personen

Eltern und schulfremde Personen müssen auf dem 
Schulgelände und im Schulgebäude eine medizinische 
Maske tragen. Darüber hinaus muss ihr Besuch von der 
Schule dokumentiert werden (siehe Kap. 14).

Die Eltern werden zudem gebeten, ihre Kinder vor 
dem Schulgebäude zu verabschieden oder in Empfang 
zu nehmen. Sie melden sich im Schulbüro oder bei 
anderen mit der Dokumentation beauftragten Perso­
nen der Schule an, wenn sie ein Gespräch mit einer 
Lehrkraft in der Schule führen möchten.

Zuständig: Schulleitung

13. 	Reiserückkehrerinnen und Reiserückkehrer

Personen, die sich vor der Rückkehr von einer Reise 
nach Deutschland in einem vom Robert-Koch-Institut 
(RKI) festgelegten Risikogebiet, Hochinzidenzgebiet 
oder einem Virusvariantengebiet aufgehalten haben, 
dürfen die Schule nur betreten, wenn sie die jeweils 
gültigen Quarantäneregelungen erfüllen.

Die Gebiete werden regelmäßig aktualisiert auf den 
Seiten des RKI unter https://www.rki.de/DE/Content/
InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogebiete_neu.
html veröffentlicht.

Die jeweils geltenden Quarantäneregelungen für die 
Freie und Hansestadt Hamburg sind hier veröffent­
licht: https://www.hamburg.de/coronavirus.

Hat eine Schule Hinweise darauf, dass Schülerinnen 
und Schüler oder andere Personen aus dem schulischen 
Umfeld diese Bedingungen nicht erfüllen, sind sie 
umgehend nach Hause zu schicken und bis zur Vorlage 
entsprechender Bescheinigungen vom Präsenzunter­
richt auszuschließen.

14. 	Dokumentation und Nachverfolgung

Zentral in der Bekämpfung jeder Pandemie ist das 
Unterbrechen der Infektionsketten. Um im Falle einer 
Infektion bzw. eines Verdachtsfalls ein konsequentes 
Kontaktmanagement durch das Gesundheitsamt zu 
ermöglichen, ist vor allem Folgendes zu beachten:

–	 regelhaftes Dokumentieren der Anwesenheit in den 
Klassen- und Kursbüchern,

–	 regelhaftes Dokumentieren der Gruppenzusam­
mensetzung im Ganztag an GTS Schulen durch die 
Schule, an GBS-Standorten durch den Träger,

–	 tägliche Dokumentation der Anwesenheit des regel­
haft in der Schule eingesetzten Personals,

–	 Dokumentation von Einzelförderung mit engem 
Kontakt zu Schülerinnen und Schülern (z. B. Schul­
begleiter)

–	 Falls nicht anderweitig dokumentiert (z. B. durch 
Sitzungsprotokolle des Elternabends, Stundenplan 
der Lerngruppe oder Terminkalender der Bera­
tungslehrkraft) ist eine tägliche Erfassung der 
Anwesenheit weiterer Personen über Namens- und 
Telefonlisten erforderlich. Dies sind z. B. Handwer­
ker, Vertreterinnen und Vertreter der Schulauf­
sicht, Fachleiterinnen und Fachleiter, außerschuli­
sche Partner oder Erziehungsberechtigte. In der 
Regel geschieht dies im Schulbüro durch die eine 
Verwaltungskraft, die Schulleitung kann aber auch 
andere Personen beauftragen.

Die Kontaktdaten sind gemäß § 7 der Verordnung zur 
Eindämmung des Coronavirus SARS-CoV-2 unter 
Angabe des Datums und der Uhrzeit der Eintragung 
vier Wochen aufzubewahren. Dabei ist sicherzustellen, 
dass unbefugte Dritte keine Kenntnisse von den Kon­
taktdaten erlangen können. Die Kontaktdaten sind 
nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist zu löschen oder zu 
vernichten.

Die im Kontext eines Befreiungsantrages von der Mas­
kenpflicht oder vom Präsenzunterricht eingereichten 
Atteste sind vertraulich zu behandeln und vor der Ein­
sichtnahme Dritter zu schützen. Atteste von Schülerin­
nen und Schüler sind in der Schülerakte aufzubewah­
ren und unterliegen den datenschutzrechtlichen Vor­
gaben, die für besonders sensible personenbezogene 
Daten gelten. Atteste der Beschäftigten sind im Origi­
nal verschlossen an das für die jeweilige Schule zustän­
dige Personalsachgebiet zur Aufnahme in die Personal­
akte weiterzuleiten.

Zuständig: Schulleitung

15. Akuter Coronafall und Meldepflichten

Sollten in Schule bei Schülerinnen und Schülern oder 
Beschäftigen einer Schule einschlägige Corona-Symp­
tome auftreten (siehe zur Beschreibung unter Kap. 4) 
oder ein positiver Schnelltest bekannt werden, so sind 
Schülerinnen und Schüler ggf. bis zur Abholung durch 
die Eltern in einen gesonderten Raum zu führen. 

680



Amtl. Anz. Nr. 35 Freitag, den 7. Mai 2021

Beschäftigte werden gebeten, das Schulgelände zu ver­
lassen.
Bei COVID-19-Verdachtsfällen (z. B. durch einen posi­
tiven Schnelltest) oder bei bestätigten COVID-19- 
Infektionen informiert die Schulleitung umgehend das 
zuständige Gesundheitsamt sowie die Schulbehörde 
und die Schulaufsicht über das Corona-Funktionspost­
fach der Behörde für Schule und Berufsbildung (BSB) 
(corona@bsb.hamburg.de). Über die in der betroffenen 
Schule zu ergreifenden Maßnahmen wie z. B. die 
Schließung einer Klasse oder Schule entscheidet 
danach ausschließlich das zuständige Gesundheitsamt. 
Diese Entscheidung ist den Gesundheitsexperten vor­
behalten und liegt nicht im Ermessen der Schule oder 
der Schulleitung.
Zuständig: Schulleitung

Löschung von Wegenamen
Im Bezirk Hamburg-Harburg wurde die amtlich als 

„Harburger Umgehung“ benannte Neubaustrecke mit 
Datum vom 9. Oktober 1985 und mit Wirkung vom 14. No­
vember 1985 als „BAB Umgehung Harburg“ – damals noch 
ohne Nummer – zur Bundesautobahn (BAB) gewidmet. Mit 
Widmung und Vergabe der BAB-Nummer 253 zu einem 
späteren Zeitpunkt wurde die Notwendigkeit einer benann­
ten Wegefläche gegenstandslos.

Der Wegename Harburger Umgehung ist daher zu 
löschen.

Hamburg, den 28. April 2021

Die Behörde für Kultur und Medien 
– Staatsarchiv – Amtl. Anz. S. 681

Öffentliche Auslegung 
des Antrages auf Einrichtung 

des Innovationsbereiches Reeperbahn+ II
Zur Stärkung des Einzelhandels-, Dienstleistungs- und 

Gewerbezentrums Reeperbahn soll der Innovationsbereich 
Reeperbahn+ II eingerichtet werden. Die Behörde für Stadt­
entwicklung und Wohnen legt den Antrag der Otto Wulff 
BID Gesellschaft mbH als Aufgabenträgerin gemäß § 5 
Absatz 6 des Gesetzes zur Stärkung der Einzelhandels- und 
Dienstleistungszentren vom 28. Dezember 2004 (Hmb­
GVBl 2004, S. 525), zuletzt geändert am 29. Juli 2017 (Hmb­
GVBI 2017, S. 225) öffentlich aus:

Der Antrag (einschließlich Gebietsabgrenzung, Maß­
nahmen- und Finanzierungskonzept) wird in der Zeit vom 
17. Mai 2021 bis einschließlich 16. Juni 2021 bei der 
Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen, Neuenfelder 
Straße 19, 21109 Hamburg, im Foyer, öffentlich ausgelegt 
und kann dort an den Werktagen (außer sonnabends) wäh­
rend der Dienststunden eingesehen werden. Für den Ausle­
gungsraum und die Wartebereiche sind die einschlägigen 
Regelungen der Verordnung zur Eindämmung der Ausbrei­
tung des Coronavirus SARS-CoV-2 in der Freien und Han­
sestadt Hamburg (Hamburgische SARS-CoV-2-Eindäm­
mungsverordnung – HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO) 
in der jeweils geltenden Fassung zu beachten. Wartezeiten 
sind möglich. Auskünfte werden unter der Telefonnummer 
040 / 4 28 40 - 22 55 erteilt. Der Antrag kann außerdem im 
Internet unter http://bid-reeperbahn.de/ eingesehen werden.

Während der Auslegungszeit können Anregungen zu 
dem Antrag vorgebracht werden. Die Eigentümerinnen und 
Eigentümer bzw. die Erbbauberechtigten der im Innova­

tionsbereich belegenen Grundstücke haben während der 
Auslegungszeit das Recht zur Erklärung, der Einrichtung 
des Innovationsbereichs nicht zuzustimmen.

Nichtzustimmungen, die im Rahmen der öffentlichen 
Auslegung in der Zeit vom 18. März 2020 bis 17. April 2020, 
angekündigt im Amtlichen Anzeiger vom 10. März 2020, 
S. 287, eingegangen sind, können nicht berücksichtigt wer­
den und müssen wiederholt eingereicht werden.

Nicht fristgerecht eingelegte Einwände können nicht 
berücksichtigt werden.

Hamburg, den 30. April 2021

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen
Amtl. Anz. S. 681

Ungültigkeitserklärung 
eines Jagdscheines

Der durch die Waffenbehörde/Jagdbehörde erteilte 
Jagdschein mit der Dokumentennummer 90251 des Herrn 
Dr. Till Clauditz, geboren am 14. April 1978 in Göttingen, 
wohnhaft Norderreihe 21, 22767 Hamburg, ist verloren 
gegangen und wird hiermit für ungültig erklärt. 

Hamburg, den 14. April 2021

Die Behörde für Inneres und Sport 
– Polizei – Amtl. Anz. S. 681

Bekanntgabe des Ergebnisses einer 
standortbezogenen Vorprüfung des 
Einzelfalles zur Feststellung, ob eine 

Verpflichtung zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung besteht

Firma HanseWerk Natur GmbH, 
Antrag nach § 4 BImSchG, Aktenzeichen 74/2020

Die Firma HanseWerk Natur GmbH hat mit Schreiben 
vom 13. Mai 2020, ergänzt am 31. März 2021, bei der 
Behörde für Umwelt, Klima, Energie und Agrarwirtschaft 
– Immissionsschutz und Abfallwirtschaft – eine Genehmi­
gung nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes für die 
Errichtung und den Betrieb einer Anlage zur Erzeugung 
von Strom, Dampf, Warmwasser, Prozesswärme oder 
erhitztem Abgas in einer Verbrennungseinrichtung mit 
einer Feuerungswärmeleistung von 1 MW bis weniger als 
10 MW (Ziffer 1.2.2.2 des Anhangs 1 zur 4. BImSchV) auf 
dem Betriebsgrundstück Ottensener Straße Höhe 125 bean­
tragt.

Gemäß § 5 Absatz 1 des Gesetzes über die Umweltver­
träglichkeitsprüfung (UVPG) wurde auf Grundlage der 
Angaben des Vorhabenträgers sowie eigener Informationen 
geprüft, ob nach den §§ 6 bis 14 UVPG für das Vorhaben 
eine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglich­
keitsprüfung besteht.

Die standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalles nach 
§ 7 UVPG in Verbindung mit § 5 UVPG hat nach überschlä­
giger Prüfung unter Berücksichtigung der einschlägigen 
Kriterien nach Anlage 3 UVPG ergeben, dass durch das 
beantragte Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Um­
weltauswirkungen auf die in § 2 Absatz 1 UVPG genannten 
Schutzgüter hervorgerufen werden können, so dass die 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nicht 
erforderlich ist.

681



Amtl. Anz. Nr. 35Freitag, den 7. Mai 2021

Die wesentlichen Gründe für diese Entscheidung sind 
im UVP-Portal unter https://www.uvp-verbund.de/hh dar­
gelegt.

Hamburg, den 15. April 2021

Die Behörde für Umwelt, Klima, 
Energie und Agrarwirtschaft 

– Immissionsschutz und Abfallwirtschaft –
Amtl. Anz. S. 681

Aufstellungsbeschlusses M 03/21 
über den Bebauungsplan Hamm 2

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte beschließt nach § 2 
Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 3. Novem­
ber 2017 (BGBI. I S. 3635), zuletzt geändert am 8. August 
2020 (BGBI. I S. 1728, 1793), für das Plangebiet den beste­
henden Durchführungsplan D 58 zu ändern und den 
Bebauungsplan Hamm 2 im Stadtteil Hamm (Bezirk Ham­
burg-Mitte, Ortsteil 124) aufzustellen (Aufstellungsbe­
schluss M 03/21). Begrenzt wird das Plangebiet im Süden 
durch den Pröbenweg, im Westen durch den Luisenweg, im 
Norden verläuft die Abgrenzung durch den betreffenden 
Baublock und im Osten parallel zur Straße Kentzlerdamm 
rückwärtig zur straßenseitigen Bebauung.

Das Plangebiet wird wie folgt begrenzt:

Luisenweg – Nordgrenze der Flurstücke 1522 und 1523 
– West- und Nordgrenze des Flurstücks 2084 – Nord-, Ost- 
und Südgrenze des Flurstücks 2083 – Ostgrenze des Flur­
stücks 1271 der Gemarkung Hamm Marsch – Pröbenweg.

Karte zum Aufstellungsbeschluss M 03/21 
Bebauungsplan Hamm 2 „Wohnen und Arbeiten am Pröbenweg“

Eine Karte, in der das Plangebiet abgegrenzt ist, kann 
im Internet unter https://www.hamburg.de/mitte/bplaene- 
im-verfahren/12889628/hamm2-leitartikel/ oder im Fach­
amt Stadt- und Landschaftsplanung des Bezirksamtes Ham­
burg-Mitte während der Dienststunden nach vorheriger 
Terminvereinbarung (Telefon 040/4 28 54 - 45 02, E-Mail: 
stadtplanung@hamburg-mitte.hamburg.de) eingesehen 
werden.

Mit dem Bebauungsplan Hamm 2 sollen die planungs­
rechtlichen Voraussetzungen für die städtebauliche Neu­
ordnung der im Bestand primär durch Kleingewerbe und 
als Garagenhöfe genutzten Flächen des Plangebiets im 

mittleren Hamm, südlich der Hammer Landstraße, geschaf­
fen werden. Ziel der Planung ist eine Entwicklung hin zu 
einer gemischt genutzten, verdichteten Bebauung mit 
einem verträglichen Nebeneinander von Wohn- und 
Gewerbenutzungen. Die im Umfeld vorhandene Wohnbe­
bauung soll durch neue Wohnnutzungen im östlichen Teil 
des Plangebiets mit rund 270 Wohneinheiten ergänzt wer­
den. Im westlichen Teil des Plangebiets am Luisenweg sol­
len die bestehenden Gewerbeflächen zusammenhängend 
und komprimiert neu geordnet werden. In diesem Bereich 
sollen vorwiegend Handwerks-, Büro- und Hotelnutzungen 
ermöglicht werden.

Der Bebauungsplan wird gemäß §  13a BauGB als Bebau­
ungsplan der Innenentwicklung ohne Durchführung einer 
Umweltprüfung nach § 2 Absatz 4 BauGB aufgestellt. Die 
frühzeitige Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Absatz 1 
BauGB hat mit der öffentlichen Plandiskussion vom  
11. September 2019 stattgefunden.

Hamburg, den 30. April 2021

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte
Amtl. Anz. S. 682

Öffentliche Auslegung 
des Bebauungsplan-Entwurfs Hamm 2
Das Bezirksamt Hamburg-Mitte hat beschlossen, fol­

genden Bebauungsplan-Entwurf gemäß §   3  Absatz 2 des 
Baugesetzbuchs (BauGB) in der Fassung vom 3. November 
2017 (BGBl. I S. 3635), zuletzt geändert am 8. August 2020 
(BGBl. I S. 1728, 1793), öffentlich auszulegen:

Karte zum Aufstellungsbeschluss M 03/21 
Bebauungsplan Hamm 2 „Wohnen und Arbeiten am Pröbenweg“

Das Plangebiet wird wie folgt begrenzt:

Luisenweg – Nordgrenze der Flurstücke 1522 und 1523 
– West- und Nordgrenze des Flurstücks 2084 – Nord-, Ost- 
und Südgrenze des Flurstücks 2083 – Ostgrenze des Flur­
stücks 1271 der Gemarkung Hamm Marsch – Pröbenweg.

Der Entwurf des Bebauungsplans Hamm 2 (Planzeich­
nung, textliche Festsetzungen, Begründung) wird in der 
Zeit vom 17. Mai 2021 bis einschließlich 16. Juni 2021 
öffentlich ausgelegt. Auf Grundlage § 3 Absatz 1 des Geset­
zes zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und 
Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pande­
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mie (Planungssicherstellungsgesetz – PlanSiG) und ent­
sprechend den Bestimmungen des Baugesetzbuches erfolgt 
die öffentliche Auslegung durch eine Veröffentlichung im 
Internet.

Im Internet können die Auslegungsunterlagen des 
Bebauungsplan-Entwurfes sowie ergänzende Unterlagen, 
insbesondere die zum Bebauungsplan-Entwurf erstellten 
Gutachten und Untersuchungen sowie die wesentlichen 
umweltbezogenen Stellungnahmen, im oben genannten 
Zeitraum auf den Seiten des Serviceportals der Stadt Ham­
burg („Hamburg Service“) unter Verwendung des kostenlo­
sen Online-Dienstes „Bauleitplanung“ (kurz BOP) unter 
folgender Adresse

https://serviceportal.hamburg.de/ 
HamburgGateway/Service/Entry/BOP

oder unter

https://www.hamburg.de/mitte/bplaene-im-verfahren/

eingesehen werden.

Im BOP besteht zudem die Möglichkeit, Stellungnah­
men direkt online abzugeben. Vor der Nutzung ist eine 
kostenlose Registrierung erforderlich.

Ergänzend – für diejenigen, die keinen Internetzugang 
oder aus sonstigen Gründen keinen Zugang zum BOP 
haben – wird der Entwurf des Bebauungsplans Hamm 2 in 
der Zeit vom 17. Mai 2021 bis einschließlich 16. Juni 2021 
an den Werktagen (außer sonnabends) während der Dienst­
stunden an folgendem Ort öffentlich ausgelegt:

Bezirksamt Hamburg-Mitte, Fachamt Stadt- und Land­
schaftsplanung, VII. Stock, Eingangsbereich Flügel B 
(Foyer), Caffamacherreihe 1-3, 20355 Hamburg.

Für den Auslegungsraum sind die besonderen Nut­
zungsbedingungen im Rahmen der Bekämpfung der 
Covid-19-Pandemie zu beachten. Insbesondere ist der 
Zutritt zu den Aushängen nur einer Besuchspartei (maxi­
mal zwei Personen eines Haushalts) gleichzeitig und nach 
vorheriger Terminvereinbarung gestattet. Die geltenden 
Abstandsregelungen und die Maskenpflicht sind einzuhal­
ten, Wartezeiten sind möglich. Für Auskünfte und Beratun­
gen stehen die zuständigen Mitarbeiterinnen und Mitarbei­
ter des Fachamtes Stadt- und Landschaftsplanung des 
Bezirksamtes Hamburg-Mitte während der Dienststunden 
zur Verfügung (Tel. (040) 42854 – 4502/E-Mail: stadtpla­
nung@hamburg-mitte.hamburg.de).

Der Bebauungsplan wird gemäß § 13a BauGB als Bebau­
ungsplan der Innenentwicklung ohne Durchführung einer 
Umweltprüfung nach § 2 Absatz 4 BauGB aufgestellt. Im 
Verfahren wird weiterhin von einem Umweltbericht nach 
§ 2a BauGB, von der Angabe, welche Arten umweltbezoge­
ner Informationen verfügbar sind sowie von der zusammen­
fassenden Erklärung nach § 10a BauGB abgesehen.

Während der öffentlichen Auslegung können Stellung­
nahmen zu dem ausliegenden Bebauungsplan-Entwurf bei 
der genannten Dienststelle schriftlich per Post, per E-Mail 
an stadtplanung@hamburg-mitte.hamburg.de oder elektro­
nisch direkt im BOP abgegeben werden. Bitte beachten Sie 
dazu den Hinweis zum Datenschutz und zur Einwilligungs­
erklärung unten. Die Abgabe von Stellungnahmen zur Nie­
derschrift vor Ort wird nach § 4 PlanSiG ausgeschlossen.

Hinweis:

Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können 
unter den Voraussetzungen von § 4a Absatz 6 BauGB bei 
der Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberück­
sichtigt bleiben.

Datenschutz:
Hinweise zum Umgang mit Ihren personenbezogenen 

Daten entnehmen Sie bitte der Datenschutzerklärung des 
Fachamtes Stadt- und Landschaftsplanung des Bezirksam­
tes Hamburg-Mitte unter dem folgenden Link:

https://www.hamburg.de/mitte/datenschutzerklaerungen
Die personenbezogenen Daten werden unter Beachtung 

der datenschutzrechtlichen Bestimmungen gemäß Daten­
schutz-Grundverordnung (DSGVO) verarbeitet; die Verar­
beitung erfolgt nur zum Zweck des Bebauungsplanverfah­
rens. Die Datenschutzerklärung kann auch direkt im Fach­
amt Stadt- und Landschaftsplanung eingesehen oder auf 
Verlangen per Post oder per E-Mail übermittelt werden. 
Mit der Übermittlung Ihrer Einwendungen erklären Sie 
sich mit der Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
nach DSGVO einverstanden.

Hamburg, den 30. April 2021

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte
Amtl. Anz. S. 682

Beabsichtigung der 
Widmung einer Wegefläche in der  

Straße Ibsenweg/Bezirk Altona
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas­
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) wird im 
Bezirk Altona, Gemarkung Dockenhuden, Ortsteil 223, 
eine etwa 1164 m² große, in der Straße Ibsenweg liegende 
Wegefläche (Flurstück 85 teilweise) mit sofortiger Wirkung 
dem öffentlichen Verkehr gewidmet.

Für den Wegeteil zwischen Strindbergweg und Rissener 
Landstraße wird die Widmung auf den Fußgänger- und 
Fahrradverkehr beschränkt.

Die Pläne über den Verlauf der zu widmenden Fläche 
liegen für die Dauer eines Monats während der Dienststun­
den im Foyer des Fachamtes Management des öffentlichen 
Raumes des Bezirksamtes Altona, Jessenstraße 1-3, 22767 
Hamburg, zur Einsicht für jedermann öffentlich aus. Wäh­
rend dieser Zeit können alle, deren Interessen durch die 
beabsichtigte Maßnahme berührt werden, Einwendungen 
(schriftlich oder zu Protokoll) dort vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 22. April 2021

Das Bezirksamt Altona
Amtl. Anz. S. 683

Beabsichtigung der 
Widmung von Wegeflächen in der 

Straße Wildenbruchstraße/Bezirk Altona
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:
Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas­

sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) wird im 
Bezirk Altona, Gemarkung Dockenhuden, Ortsteil 221, 
eine etwa 5044 m² große, in der Straße Wildenbruchstraße 
liegende Wegefläche (Flurstück 2200) mit sofortiger Wir­
kung dem öffentlichen Verkehr gewidmet.

Für die nach Westen abzweigenden Wohnwege wird die 
Widmung auf den Fußgänger- und Fahrradverkehr 
beschränkt.
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Die Pläne über den Verlauf der zu widmenden Fläche 
liegen für die Dauer eines Monats während der Dienststun­
den im Foyer des Fachamtes Management des öffentlichen 
Raumes des Bezirksamtes Altona, Jessenstraße 1-3, 22767 
Hamburg, zur Einsicht für jedermann öffentlich aus. Wäh­
rend dieser Zeit können alle, deren Interessen durch die 
beabsichtigte Maßnahme berührt werden, Einwendungen 
(schriftlich oder zu Protokoll) dort vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 22. April 2021

Das Bezirksamt Altona
Amtl. Anz. S. 683

Beabsichtigung der 
Widmung einer Wegefläche in der 
Straße Görresring/Bezirk Altona

Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas­
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) wird im 
Bezirk Altona, Gemarkung Nienstedten, Ortsteil 221, eine 
etwa 1962 m² große, in der Straße Görresring liegende 
Wegefläche (Flurstück 2436) mit sofortiger Wirkung dem 
öffentlichen Verkehr gewidmet.

Die Pläne über den Verlauf der zu widmenden Fläche 
liegen für die Dauer eines Monats während der Dienststun­
den im Foyer des Fachamtes Management des öffentlichen 
Raumes des Bezirksamtes Altona, Jessenstraße 1-3, 22767 
Hamburg, zur Einsicht für jedermann öffentlich aus. Wäh­
rend dieser Zeit können alle, deren Interessen durch die 
beabsichtigte Maßnahme berührt werden, Einwendungen 
(schriftlich oder zu Protokoll) dort vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 22. April 2021

Das Bezirksamt Altona
Amtl. Anz. S. 684

Widmung einer 
unbenannten Wegefläche in der Straße 
Klein Flottbeker Weg/Bezirk Altona

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas­
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) wird im 
Bezirk Altona, Gemarkung Othmarschen, Ortsteil 219, eine 
etwa 99 m² große, von der Straße Klein Flottbeker Weg 
abgehende, bisher noch nicht benannte Wegefläche (Flur­
stück 1839) mit sofortiger Wirkung dem öffentlichen Ver­
kehr gewidmet.

Die Widmung wird auf den Fußgänger- und Fahrrad­
verkehr beschränkt.

Die urschriftliche Verfügung mit Lageplänen kann 
beim Bezirksamt Altona, Management des öffentlichen 
Raumes, Raum 305, Jessenstraße 1-3, 22767 Hamburg, ein­
gesehen werden. Der räumliche Umfang dieser Widmung 
ergibt sich aus den entsprechenden Lageplänen und ist gelb 
gekennzeichnet.

Hamburg, den 22. April 2021

Das Bezirksamt Altona Amtl. Anz. S. 684

Beabsichtigung der 
Widmung von unbenannten 
Wegeflächen in der Straße 

Flerrentwiete/Bezirk Altona
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas­
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) werden im 
Bezirk Altona, Gemarkung Rissen, Ortsteil 227, eine etwa 
101 m² große (Flurstück 2598), eine etwa 196 m² große 
(Flurstück 2716), eine etwa 596 m² große (Flurstück 2628), 
eine etwa 328 m² große (Flurstück 2584), eine etwa 313 m² 
große (Flurstück 2583), eine etwa 192 m² große (Flurstück 
2551) sowie eine etwa 184 m² große (Flurstück 1553) in der 
Straße Flerrentwiete liegende, bisher noch nicht benannte 
Wegeflächen mit sofortiger Wirkung dem öffentlichen Ver­
kehr gewidmet.

Für die Flurstücke 2598, 2716, 2584, 2583, 2551 und 
1553 wird der öffentliche Verkehr auf den Fußgänger- und 
Fahrradverkehr beschränkt.

Die Pläne über den Verlauf der zu widmenden Flächen 
liegen für die Dauer eines Monats während der Dienststun­
den im Foyer des Fachamtes Management des öffentlichen 
Raumes des Bezirksamtes Altona, Jessenstraße 1-3, 22767 
Hamburg, zur Einsicht für jedermann öffentlich aus. Wäh­
rend dieser Zeit können alle, deren Interessen durch die 
beabsichtigte Maßnahme berührt werden, Einwendungen 
(schriftlich oder zu Protokoll) dort vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 21. April 2021

Das Bezirksamt Altona
Amtl. Anz. S. 684

Entwidmung von Straßenflächen 
Foorthkamp (P+R-Anlage) 
im Bezirk Hamburg-Nord

Verfügung:

Nach § 7 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas­
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41) in der jeweils 
gültigen Fassung werden die im Bezirk Hamburg-Nord, in 
der Gemarkung Langenhorn, Ortsteil 432, belegenen Flur­
stücke 11726, 11728 und 79282 (P+R-Anlage Langen­
horn-Nord) der Straße Foorthkamp als für den öffentlichen 
Verkehr entbehrlich mit sofortiger Wirkung entwidmet.

Hamburg, den 19. April 2021

Das Bezirksamt Hamburg-Nord
Amtl. Anz. S. 684

Öffentliche Auslegung 
des Bebauungsplan-Entwurfs 

Barmbek-Nord 43 – Heidhörn
Das Bezirksamt Hamburg-Nord hat beschlossen, folgen­

den Bebauungsplan-Entwurf gemäß § 3 Absatz 2 des Bauge­
setzbuchs (BauGB) in der Fassung vom 3. November 2017 
(BGBl. I S. 3635), geändert am 8. August 2020 (BGBl. I  
S. 1728), öffentlich auszulegen:
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Bebauungsplan Barmbek-Nord 43

Das etwa 2,7 ha große Plangebiet liegt östlich der Fuhls­
büttler Straße und wird wie folgt begrenzt: Habichtsweg, 
Habichtsplatz, Schwalbenplatz, Heidhörn und Fuhlsbüttler 
Straße (Bezirk Hamburg-Nord, Ortsteil 428).

Mit dem Bebauungsplan werden die planungsrechtli­
chen Voraussetzungen für eine städtebauliche Neuordnung 
zugunsten von Wohn-, Gewerbe- und Einzelhandelsnut­
zungen geschaffen. Entlang der Fuhlsbüttler Straße werden 
die vorhandenen Gewerbe- und Einzelhandelsflächen ent­
sprechend des bezirklichen Nahversorgungskonzepts gesi­
chert. In den darüber liegenden Etagen werden neue Woh­
nungen errichtet. So entsteht neben weiteren Wohnungen 
ein einheitliches Bild an der Fuhlsbüttler Straße und damit 
ein Stadtraum mit höherer Aufenthaltsqualität, der sich 
auch in die Höfe erstreckt. Die insbesondere in den umlie­
genden Straßen vorzufindende Wohnnutzung bleibt auch 
vor dem Hintergrund des vorhandenen Denkmalschutzen­
sembles (Fuhlsbüttler Straße 220, 222; Habichtsplatz 1, 3; 
Habichtsweg 2, 4, 6; Heidhörn 3, 5, 7; Schwalbenplatz 1, 3, 
5, 7, 9, 11, 13, 15, 17, 19; mit Vorgärten und Einfriedung) 
erhalten.

Der im Blockinnenbereich vorhandene Gebäudekom­
plex der ehemaligen Nutzung als Frauenwohnheim bleibt 
bestehen und wird durch einen Anbau an die Neubebauung 
an der Fuhlsbüttler Straße nach Westen ergänzt. Die sich in 
die Höfe erstreckenden großflächigen Einzelhandelsnut­
zungen werden unter Berücksichtigung der vorhandenen 
Grünstrukturen und Abstandsflächen weiterentwickelt.

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan wird gemäß § 13 a 
BauGB als Bebauungsplan der Innenentwicklung im be­

schleunigten Verfahren ohne Durchführung einer Umwelt­
prüfung nach § 2 Absatz 4 BauGB aufgestellt. Die frühzei­
tige Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Absatz 1 
BauGB hat in der Zeit vom 14. April 2020 bis 14. Mai 2020 
stattgefunden.

Der Entwurf des Bebauungsplans mit seiner Begrün­
dung wird in der Zeit vom 18. Mai 2021 bis zum 18. Juni 
2021 montags bis donnerstags von 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
und freitags von 8.00 Uhr bis 14.00 Uhr an folgendem Ort 
öffentlich ausgelegt: Bezirksamt Hamburg-Nord, Fachamt 
Stadt- und Landschaftsplanung, Kümmellstraße 7, Foyer 
im Erdgeschoss, 20249 Hamburg.

Während der oben genannten Frist können Stellung­
nahmen bei dem genannten Fachamt schriftlich oder zur 
Niederschrift vorgebracht werden. Für Auskünfte und 
Beratungen stehen die zuständigen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter des Fachamtes unter 040 / 4 28 04 - 60 21 und 
- 60 20 während der Dienstzeiten zur Verfügung.

Für den Auslegungsraum sind die besonderen Nutzungs­
bedingungen im Rahmen der Bekämpfung der Covid-19- 
Epidemie zu beachten. Insbesondere darf der entsprechende 
Bereich nur von einer Besuchspartei gleichzeitig betreten 
werden, Wartezeiten sind möglich.

Der Bebauungsplan-Entwurf kann im oben genannten 
Zeitraum ergänzend auch im Internet unter Verwendung 
des kostenlosen Online-Dienstes „Bauleitplanung“ eingese­
hen werden. Zudem besteht hier die Möglichkeit, direkt 
Stellungnahmen „online“ abzugeben. Der Online-Dienst 
kann unter der folgenden Adresse aufgerufen werden:

https://bauleitplanung.hamburg.de

Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können 
unter den Voraussetzungen von § 4 a Absatz 6 BauGB bei 
der Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberück­
sichtigt bleiben.

Hinweise zum Umgang mit Ihren personenbezogenen 
Daten entnehmen Sie bitte der Datenschutzerklärung des 
Fachamtes Stadt- und Landschaftsplanung unter folgen­
dem Link:

https://www.hamburg.de/hamburg-nord/ 
datenschutzerklaerungen

Die Datenschutzerklärung kann auch direkt im Fach­
amt Stadt- und Landschaftsplanung eingesehen oder auf 
Verlangen per Post oder per E-Mail übermittelt werden.

Hamburg, den 19. April 2021

Das Bezirksamt Hamburg-Nord
Amtl. Anz. S. 684

ANZEIGENTEIL
Behördliche Mitteilungen

Offenes Verfahren

1) 	 Bezeichnung und Anschrift der zur Angebotsabgabe 
auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden 
Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder Teil­
nahmeanträge einzureichen sind:

Behörde für Justiz und Verbraucherschutz,  
Suhrenkamp 100, 22335 Hamburg, Deutschland 
+49 40428001429 

+49 40427943264 
luise.rauchhaupt@justiz.hamburg.de

2) 	 Verfahrensart (§§ 8 ff. UVgO):
Offenes Verfahren (EU) [VgV]

3) 	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu­
reichen sind (§ 38 UVgO):
Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen
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4)	 Entfällt
5) 	 Art und Umfang der Leistung sowie den Ort der Leis­

tungserbringung
Waschen und reinigen von Textilien der Justizvoll­
zugsanstalten.
Die Freie und Hansestadt Hamburg (FHH) – Behörde 
für Justiz und Verbraucherschutz – als Auftraggeber 
(AG) beabsichtigt den Abschluss einer Rahmenverein­
barung über das Waschen und Reinigen von Textilien 
für alle Hamburger Justizvollzugsanstalten.
Ort der Leistungserbringung:  
Alle Hamburger Justizvollzugsanstalten

6)	 Entfällt
7)	 Zulassung von Nebenangeboten (§ 25 UVgO):

Nebenangebote sind nicht zugelassen
8)	 Bestimmungen über die Ausführungsfrist

Vom 1. Juli 2021 bis 30. Juni 2023
Mit Option auf jährliche Vertragsverlängerung, längs­
tens jedoch bis zum 30. Juni 2025.

9) 	 Elektronische Adresse, unter der die Vergabeunterla­
gen abgerufen werden können oder die Bezeichnung 
und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen 
abgibt oder bei der sie eingesehen werden können

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.bieter/DownloadTenderFiles.ashx? 

subProjectId=PN3I57BggxI %253d
10) 	Teilnahme- oder Angebots- und Bindefrist

Teilnahme- oder Angebotsfrist: 31. Mai 2021, 12.00 
Uhr, Bindefrist: 1. Juli 2021

11)	 Entfällt
12)	 Entfällt
13)	 Entfällt
14)	 Angabe der Zuschlagskriterien, sofern diese nicht in 

den Vergabeunterlagen genannt werden (§ 43 UVgO):
Wirtschaftlichstes Angebot:  
Einfaches Preis/Leistungs Verhältnis

Hamburg, den 21. April 2021

Die Behörde für Justiz und Verbraucherschutz 543

Offenes Verfahren
a)	 Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 

Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg, Deutschland 
beschaffungsstelle@bsw.hamburg.de

b)	 Offenes Verfahren (EU) [VOB]
c)	 Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 

nur elektronisch erfolgen
d)	 Bauleistung
e)	 21079 Hamburg
f)	 Maßnahme: TU Harburg – Harburger Schlossstraße 20 

– Sicherheitssanierung
Leistung: Abbruch und Schadstoffausbau
Vergabe-Nr.: BSW OV-ABH4-658/21
Abbruch und Schadstoffausbau
Für die TUHH soll das Gebäude auf dem Grundstück 
der Harburger Schloßstraße 20 sicherheitstechnisch 
saniert werden. Das Gebäude besteht aus einem Haupt­
gebäude (Altbau), welches unter Denkmalschutz steht 
und einem südwestlich angegliederten Anbau. Im Zuge 
der Sanierungsmaßnahmen wird der bestehende Anbau 

abgerissen und durch einen neuen Anbau mit größerer 
Grundfläche ersetzt.

Leistungsumfang u. a.:

• Sträucher roden,

• Pflasterdecke aufnehmen ca. 200m2,

• �Baustraße für Schwerlastverkehr herstellen ca. 
125 m²,

• Entkernung Altes Bestandsgebäude ca. 3.550 m³,

• Abbruch Altes Bestandsgebäude ca. 2.950 m³,

• Schutzbelege ca. 700 m²,

• Türblätter aushängen und einlagern ca. 169St.,

• Wandbekleidungen entfernen Raufaser) ca. 1.700 m²,

• Abbruch Wandputz ca. 510 m²,

• Ausbau Dachabdichtung (asbesthaltig) ca. 125 m²

• Ausbau KMF haltige Dämmmaterialien ca. 780 m²

• Ausbau HBCD haltiges Material ca. 1.290 m²,

• �Entsorgung asbesthaltige, KMF haltige und teerhal­
tige Abfälle, sowie bitumenhaltige und HBCD hal­
tige Materialien

g)	 Entfällt

h)	 Entfällt

i)	 Vom 2. August 2021 bis 31. Dezember 2021

j)	 Nebenangebote sind nicht zugelassen

k)	 Mehrere Hauptangebote sind nicht zulässig

l)	 Die Auftragsunterlagen stehen gebührenfrei zur Verfü­
gung unter:

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.bieter/DownloadTenderFiles.ashx? 

subProjectId=JSA51HB0kfU %253d

Fragen und Antworten während des Verfahrens wer­
den ebenfalls auf der Ausschreibungsplattform bekannt 
gemacht; ein Versand per E-Mail ist nicht möglich.

m)	 Entfällt

n)	 Der Teilnahmeantrag ist nach Maßgabe der lit. c) im 
verschlossenen Umschlag (bzw. elektronisch) mit kor­
rekter Auftragsbezeichnung des Auftraggebers einzu­
reichen.

Der Teilnahmeantrag muss etwaige durch Nachunter­
nehmer auszuführende Leistungen angeben. Auf 
gesondertes Verlangen sind dazu Nachweise und Anga­
ben zum von der Vergabestelle bestimmten Zeitpunkt 
vorzulegen.

o)	 21. Mai 2021, 10.00 Uhr

20. Juli 2021

p)	 Elektronische Angebote sind einzureichen unter:

„http://www.bieterportal.hamburg.de“

q)	 Deutsch

r)	 Niedrigster Preis

s)	 21. Mai 2021, 10.00 Uhr

Elektronische Angebote sind einzureichen unter:

„http://www.bieterportal.hamburg.de“

t)	 siehe 6-070 Besondere Vertragsbedingungen

u)	 siehe 6-070 Besondere Vertragsbedingungen

v)	 Die Rechtsform der Bietergemeinschaft nach der Auf­
tragserteilung muss eine gesamtschuldnerisch haftende 
Arbeitsgemeinschaft mit bevollmächtigtem Vertreter 
sein.
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w)	 Präqualifizierte Unternehmen führen den Eignungs­
nachweis durch ihren Eintrag in die Liste des „Vereins 
für Präqualifikation von Bauunternehmen e.V.“ (sog. 
Präqualifikationsverzeichnis).
Beim Einsatz von Nachunternehmern ist auf gesonder­
tes Verlangen deren Präqualifikation nachzuweisen.
Nicht Präqualifizierte Unternehmen haben als vor­
läufigen Eignungsnachweis bestimmte Eigenerklärun­
gen auf dem gesonderten Formblatt „Eignung“ der 
Vergabeunterlagen abzugeben. Von den Bietern der 
engeren Wahl sind die Eigenerklärungen auf Verlan­
gen durch (ggf. deutschsprachig übersetzte) Bescheini­
gungen zu bestätigen.
Darüber hinaus sind zum Nachweis der Eignung wei­
tere Angaben gemäß § 6a Abs. 3 VOB/A im Wege eines 
Einzelnachweises zu machen. Die Angaben zu einzel­
nen Eignungsnachweisen sind dem Formblatt „6-030 
Eignung“ den Vergabeunterlagen zu entnehmen.

x)	 Vergabekammer bei der  
Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg 
Tel.:+49 40428403230 
Fax:+49 40427310499

Hamburg, den 17. April 2021

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 544

Offenes Verfahren
a)	 Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 

Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg, Deutschland 
beschaffungsstelle@bsw.hamburg.de

b)	 Offenes Verfahren (EU) [VOB]
c)	 Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 

nur elektronisch erfolgen
d)	 Bauleistung
e)	 21079 Hamburg
f)	 Maßnahme: TU Harburg – Harburger Schlossstraße 20 

– Sicherheitssanierung
Leistung: TGA 440 – Elektrotechnische Insdtallatio­
nen
Vergabe-Nr.: BSW OV-ABH4-645/21
TGA 440 – Elektrotechnische Insdtallationen
Für die TUHH soll das Gebäude auf dem Grundstück 
der Harburger Schloßstraße 20 sicherheitstechnisch 
saniert werden. Das Gebäude besteht aus einem Haupt­
gebäude (Altbau), welches unter Denkmalschutz steht 
und einem südwestlich angegliederten Anbau. Im Zuge 
der Sanierungsmaßnahmen wird der bestehende Anbau 
abgerissen und durch einen neuen Anbau mit größerer 
Grundfläche ersetzt.
Leistungsumfang u. a.:
– SF6 Mittelspannungsschaltanlage
– 400kVA Giesharztransformator
– �Sicherheitsbeleuchtungsanlage als Zentralbatteriean­

lage 1h
– Unterbrechungsfreie Stromversorgungsanlage 30kVA
– �Modular aufgebaute Niederspannungsschaltanlage 

Sammelschiene 1.000A
– ca. 9St Etagen- Stromkreisverteiler
– ca. 16St Werkstatt- Stromkreisverteiler
– ca. 2.000m Verlegesysteme
– ca. 1.500m Metall- Brüstungskanäle

– ca. 50.000m Kabel und Leitungen
– ca. 2.500St Installationsgeräte
– ca. 850St LED Leuchten

g)	 Entfällt
h)	 Entfällt
i)	 Vom 16. August 2021 bis 14. April 2023

ggf. mit Unterbrechung
j)	 Nebenangebote sind nicht zugelassen
k)	 Mehrere Hauptangebote sind nicht zulässig
l)	 Die Auftragsunterlagen stehen gebührenfrei zur Verfü­

gung unter:
https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 

evergabe.bieter/DownloadTenderFiles.ashx? 
subProjectId=LYfH8zfII8M %253d

Fragen und Antworten während des Verfahrens wer­
den ebenfalls auf der Ausschreibungsplattform bekannt 
gemacht; ein Versand per E-Mail ist nicht möglich.

m)	 Entfällt
n)	 Der Teilnahmeantrag ist nach Maßgabe der lit. c) im 

verschlossenen Umschlag (bzw. elektronisch) mit kor­
rekter Auftragsbezeichnung des Auftraggebers einzu­
reichen.
Der Teilnahmeantrag muss etwaige durch Nachunter­
nehmer auszuführende Leistungen angeben. Auf 
gesondertes Verlangen sind dazu Nachweise und Anga­
ben zum von der Vergabestelle bestimmten Zeitpunkt 
vorzulegen.

o)	 21. Mai 2021, 9.30 Uhr
20. Juli 2021

p)	 Elektronische Angebote sind einzureichen unter:
„http://www.bieterportal.hamburg.de“

q)	 Deutsch
r)	 Niedrigster Preis
s)	 21. Mai 2021, 9.30 Uhr

Elektronische Angebote sind einzureichen unter:
„http://www.bieterportal.hamburg.de“

t)	 siehe 6-070 Besondere Vertragsbedingungen
u)	 siehe 6-070 Besondere Vertragsbedingungen
v)	 Die Rechtsform der Bietergemeinschaft nach der Auf­

tragserteilung muss eine gesamtschuldnerisch haftende 
Arbeitsgemeinschaft mit bevollmächtigtem Vertreter 
sein.

w)	 Präqualifizierte Unternehmen führen den Eignungs­
nachweis durch ihren Eintrag in die Liste des „Vereins 
für Präqualifikation von Bauunternehmen e.V.“ (sog. 
Präqualifikationsverzeichnis).
Beim Einsatz von Nachunternehmern ist auf gesonder­
tes Verlangen deren Präqualifikation nachzuweisen.
Nicht Präqualifizierte Unternehmen haben als vor­
läufigen Eignungsnachweis bestimmte Eigenerklärun­
gen auf dem gesonderten Formblatt „Eignung“ der 
Vergabeunterlagen abzugeben. Von den Bietern der 
engeren Wahl sind die Eigenerklärungen auf Verlan­
gen durch (ggf. deutschsprachig übersetzte) Bescheini­
gungen zu bestätigen.
Darüber hinaus sind zum Nachweis der Eignung wei­
tere Angaben gemäß § 6a Abs. 3 VOB/A im Wege eines 
Einzelnachweises zu machen. Die Angaben zu einzel­
nen Eignungsnachweisen sind dem Formblatt „6-030 
Eignung“ den Vergabeunterlagen zu entnehmen.

687



Amtl. Anz. Nr. 35Freitag, den 7. Mai 2021

x)	 Vergabekammer bei der  
Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg 
Tel.:+49 40428403230 
Fax:+49 40427310499

Hamburg, den 17. April 2021

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 545

Öffentliche Ausschreibung

a) 	 Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle)

Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg 
Telefon: 0 49 (0) 40 / 4 28 42 - 200  
Telefax:  0 49 (0) 40 / 4 27 92 - 12 00 
E-Mail: vergabestelle@bba.hamburg.de 
Internet: https://www.hamburg.de/ 
behoerdenfinder/hamburg/11255485

b) 	 Vergabeverfahren

Öffentliche Ausschreibung, VOB/A

Vergabenummer: 21 A 0167

Demontage u. Entsorgung KMF

c) 	 Angaben zum elektronischen Vergabeverfahren und 
zur Ver- und Entschlüsselung der Unterlagen

Zugelassene Angebotsabgabe:

Elektronisch, in Textform, mit fortgeschrittener/m 
Signatur/Siegel, mit qualifizierter/m Signatur/Siegel.

d) 	 Art des Auftrags

Ausführung von Bauleistungen

e) 	 Ort der Ausführung

Douaumont-Kaserne Gebäude H3,  
Holstenhofweg 85, 22043 Hamburg

f) 	 Art und Umfang der Leistung

Demontage von ca. 968 m² Unterdecke einschl. Unter­
konstruktion, Deckenplatten KMF-belastet, Ausfüh­
rung gemäß TRGS 521

g) 	 Entfällt

h) 	 Aufteilung in Lose: nein

i) 	 Ausführungsfristen

Beginn der Ausführung: 23. KW 2021

Fertigstellung oder Dauer der Leistungen:  
48. KW 2021

weitere Fristen: 50 % fertig in 28. KW 2021

j) 	 Nebenangebote sind zugelassen.

k) 	 Mehrere Hauptangebote sind zugelassen.

l) 	 Bereitstellung/Anforderung der Vergabeunterlagen

Vergabeunterlagen werden elektronisch zur Verfügung 
gestellt unter: https://abruf.bi-medien.de/D443144204

	 Nachforderung: Fehlende Unterlagen, deren Vorlage 
mit Angebotsabgabe gefordert war, werden nachgefor­
dert.

o)	 Ablauf der Angebotsfrist am 18. Mai 2021 um 8.00 Uhr, 
Ablauf der Bindefrist am 15. Juni 2021.

p) 	 Adresse für elektronische Angebote

https://www.bi-medien.de/

Anschrift für schriftliche Angebote: keine schriftlichen 
Angebote zugelassen.

q) 	 Sprache, in der die Angebote abgefasst sein müssen: 
deutsch

r) 	 Zuschlagskriterien

Nachfolgende Zuschlagskriterien, ggfs. einschließlich 
Gewichtung: Preis 100 %

s) 	 Eröffnungstermin

18. Mai 2021 um 8.00 Uhr

Ort: Vergabestelle, siehe a)

Personen, die bei der Eröffnung anwesend sein dürfen:

Es sind keine Bieter und ihre Bevollmächtigten zum 
elektronischen Öffnungsverfahren zugelassen.

t) 	 Geforderte Sicherheiten siehe Vergabeunterlagen.

u) 	 Entfällt

v) 	 Rechtsform der/Anforderung an Bietergemeinschaften

Gesamtschuldnerisch haftend mit bevollmächtigtem 
Vertreter.

w) 	 Beurteilung der Eignung

Präqualifizierte Unternehmen führen den Nachweis 
der Eignung durch den Eintrag in die Liste des Vereins 
für die Präqualifikation von Bauunternehmen e.V. 
(Präqualifikationsverzeichnis). Bei Einsatz von Nach­
unternehmen ist auf gesondertes Verlangen nachzuwei­
sen, dass diese präqualifiziert sind oder die Vorausset­
zung für die Präqualifikation erfüllen.

Nicht präqualifizierte Unternehmen haben als vorläu­
figen Nachweis der Eignung mit dem Angebot das 
ausgefüllte Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ 
vorzulegen. Bei Einsatz von Nachunternehmen sind 
auf gesondertes Verlangen die Eigenerklärungen auch 
für diese abzugeben. Sind die Nachunternehmen 
präqualifiziert, reicht die Angabe der Nummer, unter 
der diese in der Liste des Vereins für die Präqualifika­
tion von Bauunternehmen e.V. (Präqualifikationsver­
zeichnis) geführt werden.

Gelangt das Angebot in die engere Wahl, sind die 
Eigenerklärungen (auch die der Nachunternehmen) 
auf gesondertes Verlangen durch Vorlage der in der 
„Eigenerklärung zur Eignung“ genannten Bescheini­
gungen zuständiger Stellen zu bestätigen. Bescheini­
gungen, die nicht in deutscher Sprache abgefasst sind, 
ist eine Übersetzung in die deutsche Sprache beizufügen.

Das Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ ist 
erhältlich und wird mit den Vergabeunterlagen über­
mittelt.

Darüber hinaus hat der Bieter zum Nachweis seiner 
Fachkunde folgende Angaben gemäß § 6a Absatz 3 
VOB/A zu machen: 

Referenzen, Bescheinigungen, Zulassungen

x) 	 Nachprüfung behaupteter Verstöße

Nachprüfungsstelle (§ 21 VOB/A) 
Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen,  
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg,  
Telefon: 0 49 (0) 40 / 4 28 42 - 295

Sonstige Angaben: Auskünfte zum Verfahren und zum 
technischen Inhalt ausschließlich über die Vergabe­
plattform bi-medien.

Hamburg, den 22. April 2021

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 546
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Öffentliche Ausschreibung

a) 	 Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle)

Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg 
Telefon: 0 49 (0) 40 / 4 28 42 - 200  
Telefax:  0 49 (0) 40 / 4 27 92 - 12 00 
E-Mail: vergabestelle@bba.hamburg.de 
Internet: https://www.hamburg.de/ 
behoerdenfinder/hamburg/11255485

b) 	 Vergabeverfahren

Öffentliche Ausschreibung, VOB/A

Vergabenummer: 21 A 0132

c) 	 Angaben zum elektronischen Vergabeverfahren und 
zur Ver- und Entschlüsselung der Unterlagen

Zugelassene Angebotsabgabe:

Elektronisch, in Textform, mit fortgeschrittener/m 
Signatur/Siegel, mit qualifizierter/m Signatur/Siegel.

d) 	 Art des Auftrags

Ausführung von Bauleistungen

e) 	 Ort der Ausführung

HSU/DOK, Holstenhofweg 85, 22043 Hamburg

f) 	 Art und Umfang der Leistung

132 m Kältedämmung mit Stahlblechummantelung 
DN 32 bis DN 80

50 Stück Kältedämmung Passstück DN 80

117 Stück Kältedämmung Bogen bis 90 Grad  
DN 20 bis DN 80

29 Stück Kältedämmung T-Stück bis 90 Grad  
DN 32 bis DN 80

80 m Mineralwolle mit Stahlblechummantelung  
DN 20 bis DN 80

60 Stück Mineralwolle Passtück DN 20 bis DN 80

2 Stück Brandschutzabschottung DN 500

3 Stück Brandschutzabschottung Decke DN 80

1 Stück Brandschutzabschottung Wand DN 80

g) 	 Entfällt

h) 	 Aufteilung in Lose: nein

i) 	 Ausführungsfristen

Beginn der Ausführung: innerhalb von 12 Werktagen 
nach Zugang der Aufforderung durch den Arbeitgeber

Fertigstellung oder Dauer der Leistungen:  
40 Werktage nach Auftragsbeginn

j) 	 Nebenangebote sind zugelassen.

k) 	 Mehrere Hauptangebote sind zugelassen.

l) 	 Bereitstellung/Anforderung der Vergabeunterlagen

Vergabeunterlagen werden elektronisch zur Verfügung 
gestellt unter: https://abruf.bi-medien.de/D443194265

	 Nachforderung: Fehlende Unterlagen, deren Vorlage 
mit Angebotsabgabe gefordert war, werden nachgefor­
dert.

o)	 Ablauf der Angebotsfrist am 20. Mai 2021 um 8.00 Uhr, 
Ablauf der Bindefrist am 17. Juni 2021.

p) 	 Adresse für elektronische Angebote

https://www.bi-medien.de/

Anschrift für schriftliche Angebote: keine schriftlichen 
Angebote zugelassen.

q) 	 Sprache, in der die Angebote abgefasst sein müssen: 
deutsch

r) 	 Zuschlagskriterien

Nachfolgende Zuschlagskriterien, ggfs. einschließlich 
Gewichtung: Preis 100 %

s) 	 Eröffnungstermin

20. Mai 2021 um 8.00 Uhr

Ort: Vergabestelle, siehe a)

Personen, die bei der Eröffnung anwesend sein dürfen:

Es sind keine Bieter und ihre Bevollmächtigten zum 
elektronischen Öffnungsverfahren zugelassen.

t) 	 Geforderte Sicherheiten siehe Vergabeunterlagen.

u) 	 Entfällt

v) 	 Rechtsform der/Anforderung an Bietergemeinschaften

Gesamtschuldnerisch haftend mit bevollmächtigtem 
Vertreter.

w) 	 Beurteilung der Eignung

Präqualifizierte Unternehmen führen den Nachweis 
der Eignung durch den Eintrag in die Liste des Vereins 
für die Präqualifikation von Bauunternehmen e.V. 
(Präqualifikationsverzeichnis). Bei Einsatz von Nach­
unternehmen ist auf gesondertes Verlangen nachzuwei­
sen, dass diese präqualifiziert sind oder die Vorausset­
zung für die Präqualifikation erfüllen.

Nicht präqualifizierte Unternehmen haben als vorläu­
figen Nachweis der Eignung mit dem Angebot das 
ausgefüllte Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ 
vorzulegen. Bei Einsatz von Nachunternehmen sind 
auf gesondertes Verlangen die Eigenerklärungen auch 
für diese abzugeben. Sind die Nachunternehmen 
präqualifiziert, reicht die Angabe der Nummer, unter 
der diese in der Liste des Vereins für die Präqualifika­
tion von Bauunternehmen e.V. (Präqualifikationsver­
zeichnis) geführt werden.

Gelangt das Angebot in die engere Wahl, sind die 
Eigenerklärungen (auch die der Nachunternehmen) 
auf gesondertes Verlangen durch Vorlage der in der 
„Eigenerklärung zur Eignung“ genannten Bescheini­
gungen zuständiger Stellen zu bestätigen. Bescheini­
gungen, die nicht in deutscher Sprache abgefasst sind, 
ist eine Übersetzung in die deutsche Sprache beizufügen.

Das Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ ist 
erhältlich und wird mit den Vergabeunterlagen über­
mittelt.

Darüber hinaus hat der Bieter zum Nachweis seiner 
Fachkunde folgende Angaben gemäß § 6a Absatz 3 
VOB/A zu machen: keine

x) 	 Nachprüfung behaupteter Verstöße

Nachprüfungsstelle (§ 21 VOB/A) 
Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen,  
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg,  
Telefon: 0 49 (0) 40 / 4 28 42 - 295

Sonstige Angaben: Auskünfte zum Verfahren und zum 
technischen Inhalt ausschließlich über die Vergabe­
plattform bi-medien.

Hamburg, den 27. April 2021

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 547
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Öffentliche Ausschreibung
a) 	 Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle)

Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg 
Telefon: 0 49 (0) 40 / 4 28 42 - 200  
Telefax:  0 49 (0) 40 / 4 27 92 - 12 00 
E-Mail: vergabestelle@bba.hamburg.de 
Internet: https://www.hamburg.de/ 
behoerdenfinder/hamburg/11255485

b) 	 Vergabeverfahren
Öffentliche Ausschreibung, VOB/A
Vergabenummer: 21 A 0175

c) 	 Angaben zum elektronischen Vergabeverfahren und 
zur Ver- und Entschlüsselung der Unterlagen
Zugelassene Angebotsabgabe:
Elektronisch, in Textform, mit fortgeschrittener/m 
Signatur/Siegel, mit qualifizierter/m Signatur/Siegel.

d) 	 Art des Auftrags
Ausführung von Bauleistungen

e) 	 Ort der Ausführung
Wüstland 2, 22589 Hamburg

f) 	 Art und Umfang der Leistung
2 St Dezentrales Kompaktlüftungsgerät mit Wärme­
rückgewinnung (500 m³/h )
225 m² Luftltg. rechteckig 500- bis 1000 mm WD 0,6 H 
bis 3,5 m
3 St VRF-Innengerät, Kühlen, Nenn-Kühlleistung 
10 kW
1 St VRF-Außengerät, Kühlen, Axialventilator IP 54, 
max Nenn-Kühlleistung 30 kW
150 m Kältemittelltg Kupferrohr AD 10 mm bis 28 mm
125 St Deckenluftdurchlass, rechteckig, L450 mm bis 
900 mm, B225
175 m Wickelfalzrohr Stahl verz DN100 bis DN250-
750- 1000Pa H bis 3,5 m

g) 	 Entfällt
h) 	 Aufteilung in Lose: nein
i) 	 Ausführungsfristen

Beginn der Ausführung:�  
12 Kalendertage nach Aufforderung durch AG
Fertigstellung oder Dauer der Leistungen:  
am 31. März 2022

j) 	 Nebenangebote sind zugelassen.
k) 	 Mehrere Hauptangebote sind zugelassen.
l) 	 Bereitstellung/Anforderung der Vergabeunterlagen

Vergabeunterlagen werden elektronisch zur Verfügung 
gestellt unter: https://abruf.bi-medien.de/D443214328 

	 Nachforderung: Fehlende Unterlagen, deren Vorlage 
mit Angebotsabgabe gefordert war, werden nachgefor­
dert.

o)	 Ablauf der Angebotsfrist am 17. Mai 2021 um 10.00 
Uhr, Ablauf der Bindefrist am 14. Juni 2021.

p) 	 Adresse für elektronische Angebote
https://www.bi-medien.de/
Anschrift für schriftliche Angebote: keine schriftlichen 
Angebote zugelassen.

q) 	 Sprache, in der die Angebote abgefasst sein müssen: 
deutsch

r) 	 Zuschlagskriterien
Nachfolgende Zuschlagskriterien, ggfs. einschließlich 
Gewichtung: Preis 100 %

s) 	 Eröffnungstermin
17. Mai 2021 um 10.00 Uhr
Ort: Vergabestelle, siehe a)
Personen, die bei der Eröffnung anwesend sein dürfen:
Es sind keine Bieter und ihre Bevollmächtigten zum 
elektronischen Öffnungsverfahren zugelassen.

t) 	 Geforderte Sicherheiten siehe Vergabeunterlagen.
u) 	 Entfällt
v) 	 Rechtsform der/Anforderung an Bietergemeinschaften

Gesamtschuldnerisch haftend mit bevollmächtigtem 
Vertreter.

w) 	 Beurteilung der Eignung
Präqualifizierte Unternehmen führen den Nachweis 
der Eignung durch den Eintrag in die Liste des Vereins 
für die Präqualifikation von Bauunternehmen e.V. 
(Präqualifikationsverzeichnis). Bei Einsatz von Nach­
unternehmen ist auf gesondertes Verlangen nachzuwei­
sen, dass diese präqualifiziert sind oder die Vorausset­
zung für die Präqualifikation erfüllen.
Nicht präqualifizierte Unternehmen haben als vorläu­
figen Nachweis der Eignung mit dem Angebot das 
ausgefüllte Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ 
vorzulegen. Bei Einsatz von Nachunternehmen sind 
auf gesondertes Verlangen die Eigenerklärungen auch 
für diese abzugeben. Sind die Nachunternehmen 
präqualifiziert, reicht die Angabe der Nummer, unter 
der diese in der Liste des Vereins für die Präqualifika­
tion von Bauunternehmen e.V. (Präqualifikationsver­
zeichnis) geführt werden.
Gelangt das Angebot in die engere Wahl, sind die 
Eigenerklärungen (auch die der Nachunternehmen) 
auf gesondertes Verlangen durch Vorlage der in der 
„Eigenerklärung zur Eignung“ genannten Bescheini­
gungen zuständiger Stellen zu bestätigen. Bescheini­
gungen, die nicht in deutscher Sprache abgefasst sind, 
ist eine Übersetzung in die deutsche Sprache beizufügen.
Das Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ ist 
erhältlich und wird mit den Vergabeunterlagen über­
mittelt.
Darüber hinaus hat der Bieter zum Nachweis seiner 
Fachkunde folgende Angaben gemäß § 6a Absatz 3 
VOB/A zu machen: keine

x) 	 Nachprüfung behaupteter Verstöße
Nachprüfungsstelle (§ 21 VOB/A) 
Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen,  
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg,  
Telefon: 0 49 (0) 40 / 4 28 42 - 295
Sonstige Angaben: Auskünfte zum Verfahren und zum 
technischen Inhalt ausschließlich über die Vergabe­
plattform bi-medien.

Hamburg, den 30. April 2021

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 548

Offenes Verfahren
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB OV 063-21 AS
Verfahrensart: Offenes Verfahren
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Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Hauptgebäude,  
Fraenkelstraße 3 in 22307 Hamburg 
Bauauftrag: Heizung
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 209.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. September 2021;  
Fertigstellung: September 2022
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
20. Mai 2021 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43
Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/
Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.
Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 22. April 2021

Die Finanzbehörde 549

Offenes Verfahren
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB OV 066-21 SW
Verfahrensart: Offenes Verfahren
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Hauptgebäude,  
Fraenkelstraße 3 in 22307 Hamburg 
Bauauftrag: Technische Dämmung
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 48.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. September 2021;  
Fertigstellung: September 2022
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
20. Mai 2021 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 

Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 22. April 2021

Die Finanzbehörde 550

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 174-21 SW

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Instandsetzung Sanitärräume des  
denkmalgeschützten Hauptgebäudes,  
Beim Pachthof 15 in 22111 Hamburg 

Bauauftrag: Bauhaupt

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 107.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. Juni 2021; Fertigstellung: ca. August 2021

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
18. Mai 2021 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
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direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 23. April 2021

Die Finanzbehörde 551

Öffentliche Ausschreibung
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB ÖA 176-21 SW
Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Sporthalle (Seitzhalle),  
Leuschnerstraße 13 in 21031 Hamburg 
Bauauftrag: Elektro
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 119.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. Juni 2021; Fertigstellung: ca. November 2021
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
18. Mai 2021 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43
Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/
Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.
Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 23. April 2021

Die Finanzbehörde 552

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 177-21 AS

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Grundinstansetzung der Fenster,  
Schlankreye 1 in 20144 Hamburg 

Bauauftrag: Tischler Holzfenster

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 419.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. Juni 2021; Fertigstellung: ca. August 2021

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
18. Mai 2021 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 23. April 2021

Die Finanzbehörde 553

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 179-21 AS

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Carl-von-Ossietzky-Gymnasium (CvO),  
Müssenredder 59 in 22399 Hamburg 

Bauauftrag: Metallbau

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 47.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. Juni 2021; Fertigstellung: ca. Oktober 2021

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
18. Mai 2021 um 10.00 Uhr
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Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43
Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/
Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.
Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 23. April 2021

Die Finanzbehörde 554

Offenes Verfahren
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB OV 070-21 IE
Verfahrensart: Offenes Verfahren
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: Sanierung  
Hauptgebäude, Fraenkelstraße 3 in 22307 Hamburg 
Bauauftrag: Dachdecker Klempner
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 419.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. März 2022; Fertigstellung: ca. Mai 2022
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
21. Mai 2021 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43
Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/
Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.
Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 

direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 26. April 2021

Die Finanzbehörde 555

Offenes Verfahren

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB OV 071-21 CR

Verfahrensart: Offenes Verfahren

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: Sanierung  
Hauptgebäude, Fraenkelstraße 3 in 22307 Hamburg 

Bauauftrag: Gerüstbau

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 172.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. Oktober 2021; Fertigstellung: Juli 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
21. Mai 2021 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 26. April 2021

Die Finanzbehörde 556
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Offenes Verfahren

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB OV 073-21 IE

Verfahrensart: Offenes Verfahren

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Hauptgebäude,  
Fraenkelstraße 3 in 22307 Hamburg 

Bauauftrag: Trockenbau

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 490.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. Oktober 2021; Fertigstellung: September 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
21. Mai 2021 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 26. April 2021

Die Finanzbehörde 557

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH UVO ÖA 023-21 DK 

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des öffentlichen Auftrags:

Sanierung, Fraenkelstraße 3 in 22307 Hamburg 
– Containermiete

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 15.000,– Euro

voraussichtliche Vertragslaufzeit: 
Beginn: schnellstmöglich nach Beauftragung,  
Fertigstellung: ca. August 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
18. Mai 2021 um 12.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle:  
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43
Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: 
http://www.hamburg.de/lieferungen-und-leistungen/
Hinter „LINK Bieterportal“ sind im Bieterportal die Ver­
gabeunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.
Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.
Ein Versand der „Fragen & Antworten“ per E-Mail erfolgt 
nur dann automatisch aus der elektronischen Vergabe, 
sofern Sie als Bieter im Bieterportal registriert sind und als 
solcher angemeldet auf die Ausschreibung zugegriffen 
haben.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/

Hamburg, den 27. April 2021

Die Finanzbehörde 558

Öffentliche Ausschreibung
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB ÖA 181-21 PF
Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
BS 28 Sporthallenbodenerneuerung,  
Tessenowweg 3 in 22297 Hamburg 
Bauauftrag: Sportboden
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 212.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. Juni 2021; Fertigstellung: ca. August 2021
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
18. Mai 2021 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43
Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/
Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.
Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
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Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 27. April 2021

Die Finanzbehörde 559

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 182-21 SW

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Instandsetzung Sanitärräume im Doppel-H-Gebäde- 1.BA, 
Knabeweg 3 in 22549 Hamburg 

Bauauftrag: Bauhaupt

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 89.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. Juli 2021; Fertigstellung: ca. September 2021

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
12. Mai 2021 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 28. April 2021

Die Finanzbehörde 560

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 178-21 PF

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung in die Gebäudeklasse 2,  
Kirchenstegel 12 in 21039 Hamburg 

Bauauftrag: Dachdecker

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 166.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. Juni 2021; Fertigstellung: ca. Juli 2021

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
19. Mai 2021 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 28. April 2021

Die Finanzbehörde 561

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 185-21 PF

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Abriss und Neubau der Heizungszentrale,  
Fiddigshagen 11 in 21035 Hamburg 

Bauauftrag: Heizung

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 100.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. Juni 2021; Fertigstellung: ca. August 2021
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Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
19. Mai 2021 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43
Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/
Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.
Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 28. April 2021

Die Finanzbehörde 562

Offenes Verfahren
1) 	 Bezeichnung und Anschrift der zur Angebotsabgabe 

auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden 
Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder Teil­
nahmeanträge einzureichen sind:
Universität Hamburg,  
Mittelweg 124, 20148 Hamburg, Deutschland 
strategischereinkauf@uni-hamburg.de

2) 	 Verfahrensart (§§ 8 ff. UVgO):
Offenes Verfahren (EU) [VgV]

3) 	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu­
reichen sind (§ 38 UVgO):
Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen

4)	 Entfällt
5) 	 Art und Umfang der Leistung sowie den Ort der Leis­

tungserbringung
Rahmenvereinbarung über die Lieferung von Laborbe­
darfen
Die Universität Hamburg ist mit mehr als 40.000 Stu­
dierenden und ca. 6.000 Mitarbeiterinnen und Mitar­
beitern eine der größten Forschungs- und Ausbil­
dungseinrichtung Norddeutschlands. Um die Deckung 
des Laborbedarfs der Fakultät für Mathematik, Infor­
matik und Naturwissenschaften (MIN) sicherzustellen, 
wird beabsichtigt eine Rahmenvereinbarung für 12 
Monate mit der Option auf dreimalige Verlängerung 

um jeweils ein Jahr abzuschließen. Die Gesamtleistung 
wird in drei Losen vergeben.

Ort der Leistungserbringung: 20148 Hamburg

6)	 Anzahl, Größe und Art der Lose bei Losaufteilung (§ 22 
UVgO):

Angebote können abgegeben werden für

Los-Nr. 1: Gefäße und Laborglas, Wägezubehör, 
Abfüllen & Mischen, Stopfen, Klemmen, Unterlagen, 
Verschlüsse, Trichter

Beschreibung: Die genaue Produktbeschreibungen 
entnehmen Sie bitte den Vergabeunterlagen für Los 1.

Los-Nr. 2: Chromatographie, Filtration, Wasseraufbe­
reitung, Dialyse, Separation,Liquid Handling, Vaku­
umtechnik, Laborbedarf, Messtechnik, Mikroskopie, 
Histologie

Beschreibung: Die genaue Produktbeschreibungen 
entnehmen Sie bitte den Vergabeunterlagen für Los 2.

Los-Nr. 3: Arbeitsschutz und Sicherheit, Reinigung, 
Pflege, Hilfsmittel, Zubehör Laborgeräte

Beschreibung: Die genaue Produktbeschreibungen 
entnehmen Sie bitte den Vergabeunterlagen für Los 3.

7) 	 Zulassung von Nebenangeboten (§ 25 UVgO):

Nebenangebote sind nicht zugelassen

8)	 Bestimmungen über die Ausführungsfrist

Vom 1. Juli 2021 bis 30. Juni 2025

9) 	 Elektronische Adresse, unter der die Vergabeunterla­
gen abgerufen werden können oder die Bezeichnung 
und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen 
abgibt oder bei der sie eingesehen werden können

Die Vergabeunterlagen zum Verfahren  
UHH_2021004_OV stehen zur Verfügung unter: 

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.bieter/DownloadTenderFiles.ashx? 
subProjectId=uJ %252bJRCKztOU %253d

10) 	Teilnahme- oder Angebots- und Bindefrist

Teilnahme- oder Angebotsfrist: 25. Mai 2021, 9.00 Uhr

Bindefrist: 30. Juni 2021

11)	 Höhe geforderter Sicherheitsleistungen (§ 21 Abs. 5 
UVgO):

Keine

12) 	Wesentliche Zahlungsbedingungen oder die Angabe 
der Unterlagen, in denen sie enthalten sind:

siehe Vergabeunterlagen

13) 	Die mit dem Angebot oder dem Teilnahmeantrag vor­
zulegenden Unterlagen, die der Auftraggeber für die 
Beurteilung der Eignung des Bewerbers oder Bieters 
und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen ver­
langt

Es ist sind Eigenerklärungen zur Eignung und Auf­
tragsausführung einzureichen.

14) Angabe der Zuschlagskriterien, sofern diese nicht in 
den Vergabeunterlagen genannt werden (§ 43 UVgO):

Wirtschaftlichstes Angebot:  
Freie Verhältniswahl Preis/Leistung 
Preis-/Leistungsverhältnis ( %): 80/20

Hamburg, den 20. April 2021

Universität Hamburg 563
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Offenes Verfahren

1)	 Bezeichnung und Anschrift der zur Angebotsabgabe 
auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden 
Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder Teil­
nahmeanträge einzureichen sind:

Universität Hamburg,  
Mittelweg 124, 20148 Hamburg, Deutschland 
strategischereinkauf@uni-hamburg.de

2)	 Verfahrensart (§§ 8 ff. UVgO):

Offenes Verfahren (EU) [VgV]

3)	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu­
reichen sind (§ 38 UVgO):

Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen

4)	 Entfällt

5)	 Art und Umfang der Leistung sowie den Ort der Leis­
tungserbringung

3D-Nanodrucker

Die Universität ist mit mehr als 40.000 Studierenden 
und ca. 6.000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern eine 
der größten Forschungs- und Ausbildungseinrichtung 
Norddeutschlands.

Ziel dieses Verfahrens ist die Verpflichtung eines leis­
tungsstarken Dienstleisters für die Lieferung und 
Bereitstellung eines 3D-Nanodruckers auf Basis der 
Zwei-Photonen-Polymerisation (2PP) zur Herstellung 
dreidimensionaler Strukturen für Anwendungen im 
Bereich der Bio-Nano-Technologie.

Ort der Leistungserbringung: 20148 Hamburg

6)	 Anzahl, Größe und Art der Lose bei Losaufteilung (§ 22 
UVgO):

Keine Losbildung

7)	 Zulassung von Nebenangeboten (§ 25 UVgO):

Nebenangebote sind nicht zugelassen

8)	 Entfällt

9)	 Elektronische Adresse, unter der die Vergabeunterla­
gen abgerufen werden können oder die Bezeichnung 
und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen 
abgibt oder bei der sie eingesehen werden können

Die Vergabeunterlagen zum Verfahren UHH_2021024_
OV stehen zur Verfügung unter: 

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.bieter/DownloadTenderFiles.ashx? 

subProjectId=CMXgT3aeJyQ %253d

10)	 Teilnahme- oder Angebots- und Bindefrist

Teilnahme- oder Angebotsfrist: 25. Mai 2021, 9.00 Uhr, 
Bindefrist: 30. Juni 2021

11)	 Höhe geforderter Sicherheitsleistungen (§ 21 Abs. 5 
UVgO):

Keine

12)	 Wesentliche Zahlungsbedingungen oder die Angabe 
der Unterlagen, in denen sie enthalten sind:

siehe Vergabeunterlagen

13)	 Die mit dem Angebot oder dem Teilnahmeantrag vor­
zulegenden Unterlagen, die der Auftraggeber für die 
Beurteilung der Eignung des Bewerbers oder Bieters 
und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen ver­
langt

Es ist die Eigenerklärungen zur Eignung und Auftrags­
ausführung einzureichen.

14)	 Angabe der Zuschlagskriterien, sofern diese nicht in 
den Vergabeunterlagen genannt werden (§ 43 UVgO):

Wirtschaftlichstes Angebot:  
Freie Verhältniswahl Preis/Leistung 
Preis-/Leistungsverhältnis ( %): 60/40

Hamburg, den 23. April 2021

Universität Hamburg 564

Offenes Verfahren

1)	 Bezeichnung und Anschrift der zur Angebotsabgabe 
auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden 
Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder Teil­
nahmeanträge einzureichen sind:

Universität Hamburg,  
Mittelweg 124, 20148 Hamburg, Deutschland 
strategischereinkauf@uni-hamburg.de

2)	 Verfahrensart (§§ 8 ff. UVgO):

Offenes Verfahren (EU) [VgV]

3)	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu­
reichen sind (§ 38 UVgO):

Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen

4)	 Entfällt

5)	 Art und Umfang der Leistung sowie den Ort der Leis­
tungserbringung

Pulver-Röntgendiffraktometer (PXRD/PDF)

Die Universität Hamburg ist mit mehr als 40.000 Stu­
dierenden und ca. 6.000 Mitarbeiterinnen und Mitar­
beitern die größte Forschungs- und Ausbildungsein­
richtung Norddeutschlands.

Die Universität Hamburg führt für das Institut für 
Nanostruktur- und Festkörperphysik ein Offenes Ver­
fahren zur Beschaffung eines multifunktionalen Pul­
ver-Röntgendiffraktometer durch, der PXRD- und 
PDF-Messungen durchführen kann. Ziel ist die 
Beschaffung eines Geräts mit hoher Flexibilität für 
unterschiedliche Probentypen und -umgebungen.

Ort der Leistungserbringung: 20148 Hamburg

6)	 Anzahl, Größe und Art der Lose bei Losaufteilung (§ 22 
UVgO):

Keine Losbildung

7)	 Zulassung von Nebenangeboten (§ 25 UVgO):

Nebenangebote sind nicht zugelassen

8)	 Entfällt

9)	 Elektronische Adresse, unter der die Vergabeunterla­
gen abgerufen werden können oder die Bezeichnung 
und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen 
abgibt oder bei der sie eingesehen werden können

Die Vergabeunterlagen zum Verfahren UHH_2021033_
OV stehen zur Verfügung unter: 

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.bieter/DownloadTenderFiles.ashx? 

subProjectId=OBvrBCDY9gY %253d

10)	 Teilnahme- oder Angebots- und Bindefrist

Teilnahme- oder Angebotsfrist: 26. Mai 2021, 9.00 Uhr, 
Bindefrist: 30. Juni 2021
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11)	 Höhe geforderter Sicherheitsleistungen (§ 21 Abs. 5 
UVgO):

Keine

12)	 Wesentliche Zahlungsbedingungen oder die Angabe 
der Unterlagen, in denen sie enthalten sind:

siehe Vergabeunterlagen

13)	 Die mit dem Angebot oder dem Teilnahmeantrag vor­
zulegenden Unterlagen, die der Auftraggeber für die 
Beurteilung der Eignung des Bewerbers oder Bieters 
und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen ver­
langt

Es ist die Eigenerklärungen zur Eignung und Auftrags­
ausführung einzureichen.

14)	 Angabe der Zuschlagskriterien, sofern diese nicht in 
den Vergabeunterlagen genannt werden (§ 43 UVgO):

Wirtschaftlichstes Angebot:  
Freie Verhältniswahl Preis/Leistung 
Preis-/Leistungsverhältnis ( %): 50/50

Hamburg, den 25. April 2021

Universität Hamburg 565

Offenes Verfahren

1)	 Bezeichnung und Anschrift der zur Angebotsabgabe 
auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden 
Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder Teil­
nahmeanträge einzureichen sind:

Universität Hamburg,  
Mittelweg 124, 20148 Hamburg, Deutschland 
strategischereinkauf@uni-hamburg.de

2)	 Verfahrensart (§§ 8 ff. UVgO):

Offenes Verfahren (EU) [VgV]

3)	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu­
reichen sind (§ 38 UVgO):

Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen

4)	 Entfällt

5)	 Art und Umfang der Leistung sowie den Ort der Leis­
tungserbringung

Massenspektrometer HARBOR

Die Universität ist mit mehr als 40.000 Studierenden 
und ca. 6.000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern eine 
der größten Forschungs- und Ausbildungseinrichtung 
Norddeutschlands.

Ziel dieses Verfahrens ist die Verpflichtung eines leis­
tungsstarken Dienstleisters für die Lieferung und 
Bereitstellung eines LC-MS Massenspektrometer inkl. 
Q-TOF-Spektrometer mit ESI-Ionisation, Anbindung 
an ein HPLC-System, Autosampler und HPLC-UV-De­
tektor.
Ort der Leistungserbringung: 20148 Hamburg

6)	 Anzahl, Größe und Art der Lose bei Losaufteilung (§ 22 
UVgO):
Keine Losbildung

7)	 Zulassung von Nebenangeboten (§ 25 UVgO):
Nebenangebote sind nicht zugelassen

8)	 Entfällt
9)	 Elektronische Adresse, unter der die Vergabeunterla­

gen abgerufen werden können oder die Bezeichnung 
und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen 
abgibt oder bei der sie eingesehen werden können
Die Vergabeunterlagen zum Verfahren 
UHH_2021018_OV stehen zur Verfügung unter: 

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.bieter/DownloadTenderFiles.ashx? 
subProjectId=f %252bHzmo2TCQ8 %253d

10)	 Teilnahme- oder Angebots- und Bindefrist
Teilnahme- oder Angebotsfrist: 27. Mai 2021, 9.00 Uhr, 
Bindefrist: 15. Juli 2021

11)	 Höhe geforderter Sicherheitsleistungen (§ 21 Abs. 5 
UVgO):
Keine

12)	 Wesentliche Zahlungsbedingungen oder die Angabe 
der Unterlagen, in denen sie enthalten sind:
siehe Vergabeunterlagen

13)	 Die mit dem Angebot oder dem Teilnahmeantrag vor­
zulegenden Unterlagen, die der Auftraggeber für die 
Beurteilung der Eignung des Bewerbers oder Bieters 
und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen ver­
langt
Es ist die Eigenerklärung zur Eignung und Auftrags­
ausführung einzureichen.

14)	 Angabe der Zuschlagskriterien, sofern diese nicht in 
den Vergabeunterlagen genannt werden (§ 43 UVgO):
Wirtschaftlichstes Angebot:  
Freie Verhältniswahl Preis/Leistung 
Preis-/Leistungsverhältnis ( %): 40/60

Hamburg, den 28. April 2021

Universität Hamburg 566

Terminsbestimmung
802 K 2/20. Der Termin vom 19. Mai 

2021 wird aufgehoben. Neuer Termin 
wird bestimmt wie folgt: Zum Zwecke 
der Aufhebung der Gemeinschaft soll 
am Mittwoch, 7. Juli 2021, 9.30 Uhr, 
Alster City Konferenzcenter, Saal 1, 
Weidestraße 122b, 22083 Hamburg, 
öffentlich versteigert werden:

Grundbucheintragung: Eingetragen 
im Grundbuch von Volksdorf. Lau-

fende Nummer 1: Gemarkung Volks­
dorf, Flurstück 4554, Wirtschaftsart 
und Lage Hof- und Gebäudefläche, 
Anschrift Am Reisenbrook 49g, 530 m², 
Blatt 5475 BV Nummer 1; Laufende 
Nummer 2: Gemarkung Volksdorf, 
Flurstück 4520, Wirtschaftsart und Lage 
Hof- und Gebäudefläche, Anschrift Am 
Reisenbrook, 1952 m², Blatt 5475 BV 
Nummer 2/zu 1; Laufende Nummer 3: 
Gemarkung Volksdorf, Flurstück 4525, 
Wirtschaftsart und Lage Hofraum, An­

schrift Am Reisenbrook, 16 m², Blatt 
5475 BV Nummer 3/zu 1.

Objektbeschreibungen: Laufende 
Nummer 1: Das Grundstück ist bebaut 
mit einem zweigeschossigen, unterkel­
lerten Reihenendhaus mit einer Wohn­
fläche von etwa 120,27 m², Baujahr 
1965. Die Beheizung erfolgt über eine 
Gas-Zentralheizung von etwa 2006, die 
Warmwasserbereitung über Durchlauf­
erhitzer. Das Objekt wird vom Antrags­
gegner bewohnt. Laufende Nummer 2: 

Gerichtliche Mitteilungen
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1/52 Miteigentumsanteil an einem Ga­
ragengrundstück mir dem Recht zur 
Nutzung einer Einzelgarage. Laufende 
Nummer 3: 1/7 Miteigentumsanteil an 
einem Grundstück, bebaut mit Müllbo­
xen.

Verkehrswert laufende Nummer 1: 
600.000,– Euro. Verkehrswert laufende 
Nummer 2: 18.000,– Euro. Verkehrs­
wert laufende Nummer 3: 400,– Euro. 
Die Objekte Nummern 1 bis 3 stellen 
eine wirtschaftliche Einheit dar. Ge­
samtverkehrswert bei einem Gesamt­
ausgebot: 618.400,– Euro.

Hinsichtlich der Sicherheitsleistung 
gemäß § 68 Absatz 1 ZVG müssen 
Bietinteressenten davon ausgehen, dass 
diese in Höhe von 10 % des Gesamtver­
kehrswertes zu leisten sein wird. An­
sprechpartner für Interessenten: keiner.

Der Versteigerungsvermerk ist am 
19. Februar 2020 in das Grundbuch 
eingetragen worden.

Das über den Verkehrswert ein­
geholte Gutachten kann auf der Ge­
schäftsstelle (Raum 2.007, Telefon 
040 / 4 28 63 - 67 95 oder - 67 98, Telefax 
040 / 4 27 98 - 34 11) montags, dienstags, 
donnerstags und freitags von 9.00 Uhr 
bis 12.00 Uhr eingesehen werden. Kos­
tenfreier Gutachtendownload ist unter 
www.zvg.com möglich.

Aufforderung:

Rechte, die zur Zeit der Eintragung 
des Versteigerungsvermerks aus dem 
Grundbuch nicht ersichtlich waren, 
sind spätestens im Versteigerungster­
min vor der Aufforderung zur Abgabe 
von Geboten anzumelden und, wenn 
der Antragsteller widerspricht, glaub­
haft zu machen, widrigenfalls sie bei 
der Feststellung des geringsten Gebotes 
nicht berücksichtigt und bei der Vertei­
lung des Versteigerungserlöses den 
übrigen Rechten nachgesetzt werden.

Wer ein Recht hat, das der Verstei­
gerung des Grundstücks oder des nach 
§ 55 ZVG mithaftenden Zubehörs ent­
gegensteht, wird aufgefordert, vor der 
Erteilung des Zuschlags die Aufhebung 
oder einstweilige Einstellung des Ver­
fahrens herbeizuführen, widrigenfalls 
für das Recht der Versteigerungserlös 
an die Stelle des versteigerten Gegen­
standes tritt.

Hamburg, den 7. Mai 2021

Das Amtsgericht 
Hamburg-Barmbek

Abteilung 802 567

Aufgebot
420 II 1/21. Herr André Kröger, 

Kiebitzdeich 229, 21037 Hamburg und 

Frau Nicole Kröger, geborene Schmidt, 
Kiebitzdeich 229, 21037 Hamburg, 
Bevollmächtigter: Notar Hans-Jürgen 
Grünhage, Alte Holstenstraße 59, 21029 
Hamburg, haben das Aufgebot zum 
Zwecke der Ausschließung des unbe­
kannten Gläubigers der im Grundbuch 
des Amtsgerichts Hamburg-Bergedorf 
von Neuengamme Blatt 1263 in Abtei­
lung III unter Nummer 1 eingetragenen 
Hypothek ohne Brief in Höhe von 
2.000,– GM, umgestellt auf 102,26 Euro 
(Einhundertzwei 26/100 Euro), einge­
tragen aufgrund Bewilligung vom 29. 
März 1926 am 14. April 1926 für Mag­
dalena Peters geborene Putfarcken und 
Kinder in fortgesetzter Gütergemein­
schaft, beantragt.

Der/die Gläubiger wird/werden ge­
mäß §§ 434, 450 Absatz 4 FamFG aufge­
fordert, seine/ihre Rechte und Ansprü­
che beim Amtsgericht Hamburg-Berge­
dorf, Emst-Mantius-Straße 8, 21029 
Hamburg, Zimmer 210/211, spätestens 
bis 1. August 2021 (Anmeldezeitpunkt) 
anzumelden, da er/sie sonst mit seinen/
ihren Rechten ausgeschlossen werden 
kann/können.

Hamburg, den 23. April 2021

Das Amtsgericht 
Hamburg-Bergedorf

Abteilung 420 568

Güterrechtsregister
Eintragungen:

15. Dezember 2020

69 GR 13984. Michael Maas, gebo­
ren am 25. Mai 1987 und dessen Ehe­
mann Benjamin Heinz Hirsch, geboren 
am 30. Mai 1982, Hamburg haben ver­
einbart: Der gesetzliche Güterstand der 
Zugewinngemeinschaft ist durch ein­
zelne Vereinbarungen im Ehevertrag 
vom 1. September 2020 (Notar Jan J. 
Kramer UR.Nr. 835/2020) modifiziert 
worden. Die Verfügungsbeschränkun­
gen der §§ 1365 und 1369 BGB wurden 
ausgeschlossen und finden für beide Ehe­
gatten keine Anwendung (Bl. 2-13 d. A.)

22. Dezember 2020

69 GR 9639. Dr. Andreas Röpke, ge­
boren am 2. Juni 1961 und dessen Ehe­
frau Kirsten Elsa, geborene Clemme­
sen, geboren am 30. Juli 1960, Ziethen, 
haben durch Vertrag vom 17. Novem­
ber 2020 die Aufhebung der Gütertren­
nung vereinbart.

15. Januar 2021

69 GR 13985. Nikolai Jakobsen, ge­
boren am 29. November 1960, Frank­
reich, und dessen Ehefrau Katrin, gebo­
rene Ehlers, geboren am 23. September 

1958, Hamburg, haben durch Vertrag 
vom 20. November 2019 für die güter­
rechtlichen Wirkungen der Ehe franzö­
sisches Recht gewählt. Ferner wurde 
der Güterstand der Gütertrennung ver­
einbart.

25. Januar 2021

69 GR 13986. Klaus Josef Schweis-
gut, geboren am 5. Februar 1939 und 
dessen Ehefrau Marlit, geborene Eller­
brock, geboren am 31. Oktober 1945, 
Hamburg, haben durch Vertrag vom  
30. November 2020 die Aufhebung der 
Gütertrennung vereinbart.

4. Februar 2021

69 GR 13987. Wolfgang Hans Ger­
hard Friedrich Wanner, geboren am  
2. Mai 1944, Jesteburg und dessen Ehe­
frau Sabine Tojan Frieda geborene 
Hiort, geboren am 28. Oktober 1951, 
Hamburg, haben durch Vertrag vom  
17. Dezember 2020 Gütertrennung ver­
einbart.

17. Februar 2021

69 GR 1535. Rolf Helmut Walter 
Meyer, geboren am 24. Oktober 1945 
und dessen Ehefrau Christiane, gebo­
rene Siemering, geboren am 24. April 
1947, Hamburg, haben durch Vertrag 
vom 28. Dezember 2020 die Aufhebung 
der Gütertrennung vereinbart.

30. März 2021

69 GR 13988. Rolf Heinrich Eduard 
Steffens, geboren am 9. November 1938 
und dessen Ehefrau Annegret, geborene 
Scheffler, geboren am 8. Februar 1942, 
Hamburg, haben durch Vertrag vom  
25. November 2020 Gütertrennung ver­
einbart.

20. April 2021

69 GR 9176. Uwe Scharbau, gebo­
ren am 12. April 1959 und dessen Ehe­
frau Sibylle Julie Elisabeth, geborene 
Kochs-Hartmann, geboren am 29. Au­
gust 1962, Braak, haben durch Vertrag 
vom 15. März 2021 die Aufhebung der 
Gütertrennung und den Güterstand der 
Zugewinngemeinschaft vereinbart.

27. April 2021

69 GR 13072. Lars Gottfried Ema­
nuel Prang, geboren am 12. April 1969 
und dessen Ehefrau Manuela Anneliese, 
geborene Jeske, geboren am 28. Dezem­
ber 1958, Tespe, haben durch Vertrag 
vom 12. Februar 2021 die Aufhebung 
der Gütertrennung und den Güterstand 
der Zugewinngemeinschaft vereinbart.

Das Amtsgericht, Abt. 69
569
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Offenes Verfahren
Auftraggeber: 
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH
Vergabenummer: GMH VOB OV 016-21 CR
Verfahrensart: Offenes Verfahren
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags:
Sanierung Gebäude 7, 
Eißendorfer Straße 26, 21073 Hamburg 
Bauauftrag: Metallbau Schlosser
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 353.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich:
Beginn: ca. Juli 2021; Fertigstellung: ca. Juli 2023
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote:
21. Mai 2021 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: 
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH
Einkauf/Vergabe
einkauf@gmh.hamburg.de
Telefax: 040 / 4 27 31 ­ 01 43
Die Bekanntmachung sowie die Ausschreibungsunterlagen 
und Auskunftserteilungen finden Sie auf der zentralen Ver­
öffentlichungsplattform unter:
http://www.hamburg.de/bauleistungen/
Die Bekanntmachung und Auskunftserteilungen erreichen 
Sie unter:
https://gmh­hamburg.de/ausschreibungen
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 26. April 2021

GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 570

Öffentliche Ausschreibung
Auftraggeber:
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH
Vergabenummer: GMH VOB ÖA 018-21 PF
Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags:
Schulsanierung Altbau Rotenhäuser Damm,
Rotenhäuser Damm 45 in 21107 Hamburg
Bauauftrag: Aufzug
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 55.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich:
Beginn: ca. August 2021 Fertigstellung ca. Oktober 2021
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote:
20. Mai 2021 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: 
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH
Einkauf/Vergabe
einkauf@gmh.hamburg.de
Telefax: 040 / 4 27 31 ­ 01 43
Die Bekanntmachung sowie die Ausschreibungsunterlagen 
und Auskunftserteilungen finden Sie auf der zentralen Ver­
öffentlichungsplattform unter:
http://www.hamburg.de/bauleistungen/
Die Bekanntmachung und Auskunftserteilungen erreichen 
Sie unter:
http://www.gmh­hamburg.de/
ausschreibungen/bauausschreibungen.html
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 30. April 2021
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Sonstige Mitteilungen

Herausgegeben von der Behörde für Justiz und Verbraucherschutz der Freien und Hansestadt Hamburg.
Druck, Verlag und Ausgabestelle Lütcke & Wulff – Telefon: 23 51 29-0 – Telefax: 23 51 29 - 77.

Bestellungen nimmt der Verlag entgegen. Bezugspreis für Teil I und II zusammen jährlich 75,– EUR. Einzelstücke je angefangene
vier Seiten 0,26 EUR (Preise einschließlich Mehrwertsteuer).
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